1015 Ausgabe A. 


Gefetblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 106 Ausgegeben Danzig, den u 22. Oktober 1935 

Ta g Inhalt: Seite 
9. 10. 1935 Durchführungsbeſtimmungen zum Steuergrundgeſee 2. 2 2 2 m nn ernennen . 1015 
267 Durchführungsbeſtimmungen 


zum Steuergrundgeſetz. 
Vom 9. Oktober 1935. 


Überſicht 

Abſchnitt I: 

e e , . 3 Ham miaßhe les 
Abſchnitt II: 

Zuſtändigkleit der Steuer⸗ und Zollämter 3688 3— 4 
Abſchnitt III: 

Betrauung der Gemeinden mit Geſchäften der Steuerverwaltung. 8 5 
Abſchnitt IV: 

Bert Se eier enden deten. KERTrehrich ie HE 
Amtsdauer der Beiräte TEE DEN 8 
öder rat „9 
Mitglieder kraft Berufung re e nee TEE 
Niederſchrift über die Veroflihtung un a ee 
Anhörung des Beirats . LOL TELG 
Tagung des Beirat? 39 20—21 
Schriftliches Verfahren. EE 
Entſchädigung der Mitglieder des Beirats enn. 2 

Abſchnitt V: 
Steuergericht zanehllen dns and. 10. Ile 88 25— 36 
f a ĩ⅛˙, 
S » . - : III. GE BI... 894 
„ 
Geſchäftsordnung nF TTV 
Abſchnitt VI: 
Abrechnungsbeſcheid und Kontoauszüge 88 37— 41 
Abſchnitt VII: 

Stundung und Zahlungsaufſchuulu b 688 42— 54 
Gemeinſame Beſtimm ungen 38 42—43 
ZJahlungsauſſchlbhobbb „Inalwumaleigs RE-50 
%))! ne ee Ra ieh 

Abſchnitt VIII: 

Ausfallſtellung und Erlaß von Steuern. 88 55— 61 
e beimnmnn gs. eee 
TV.. . 
Easton 

Abſchnitt IX: 1 

// ·¹:m ¾˙ v1 vJlẽ? ee Kane ] Tem DA 
Geld. / = > > ran paar 
Wertpapiere T 
Sparlaſſenguthaben nene 
Hypotheken und Srundfäufden ieren var did AO 
Steuerbürgſchaft FFC 
Verpfändung von Waren SFF 
Sonſtige Sicherheitsleiſtunn g 8 79 
Gemeinſame Beſtimm ungen 99 80—85 

Abſchnitt X: ä 

. 7)ST—%))..!!!!!!!!!...õ er FT 
Abſchnitt X 

Venbestifaftfice JJ c ge 
Abſchnitt XII: 

Durchführung von Buch- und Betriebs prüfungen 88 99—103 


Abſchnitt XIII: 
Vereinfachung bei der Zuſtellung von Beſcheiden im Beſteuerungsverfahren . 88 104—105 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 30. 10. 1935.) 


1016 
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Auf Grund des 8 5 des Steuergrundgeſetzes vom 22. Juni 1931 (G. Bl. S. 497) in der Faſſung 
des Steueranpaſſungsgeſetzes vom 27. Dezember 1934 (G. Bl. S. 869) und der Verordnung vom 
15. Auguſt 1935 (G. Bl. S. 883) wird folgendes beſtimmt: 


Abſchnitt ! 


Kleinbeträge 
($ 8 St. Gr. Geſ.) 
8 1 

Die Feſtſetzung, Nachforderung, Einziehung, Erſtattung und Vergütung von Steuern und anderen 
ſteuerlichen Geldleiſtungen (Zinſen, Zuſchläge, Erzwingungsſtrafen, Koſten und Gebühren) kann unter⸗ 
bleiben, wenn der Betrag, der feſtzuſetzen, nachzufordern, einzuziehen, zu erſtatten oder zu vergüten 
iſt, die Höhe von 2,— Gulden vorausſichtlich nicht überſteigt. Wenn mehrere Beträge von demſelben 
Steuerpflichtigen ($ 73 St. Gr. Geſ.) gleichzeitig eingezogen werden können, jo ſind die Beträge zu- 
ſammenrechnen. Entſprechendes gilt für Beträge, die zu erſtatten ſind. 


c 82 
Berichtigungsveranlagungen im Sinne der $$ 208 — 210 St. Gr. Geſ. unterbleiben, wenn der Be- 
trag, der nachzufordern oder zu erſtatten iſt, die Summe von 20, — Gulden vorausſichtlich nicht über- 
ſteigt. Dieſe Beſtimmung gilt nicht für die vom Landeszollamt verwalteten Steuern. 


Abſchnitt II 


Zuſtändigkeit der Steuer⸗ und Zollämter 
($ 15 St. Gr. Geſ.) 
8 3 

Die Zuſtändigkeit der dem Landesſteueramt unterſtellten Steuerämter I und II wird dahin 

geregelt, daß übertragen werden 
a) dem Steueramt! 
. die Verwaltung der Einkommenſteuer; 
. die Verwaltung der Vermögenſteuer; 
. die Verwaltung der Umſatzſteuer; 
die Verwaltung der Gewerbeſteuer; 
. die Verwaltung der Feſtbeſoldetenſteuer; 
. die Verwaltung der Hundeſteuer; 
. die Verwaltung der Luſtbarkeitſteuer; 
. die Verwaltung der Schankkonzeſſionſteuer; 
zu 1—8 für das Gebiet der Stadtgemeinde Danzig 
ferner 
9. die Verwaltung der Körperſchaftſteuer ſowie der Vermögen-, Umſatz⸗ und Gewerbeſteuer 

der Körperſchaften; 
10. die Beſteuerung der beſchränkt ſteuerpflichtigen natürlichen Perſonen; 
11. die Ausländerkontrolle; 

zu 9— 11 für das geſamte Gebiet der Freien Stadt Danzig; 

12. die Buch- und Betriebsprüfung ſowie die Nachſchau bei ſämtlichen Betrieben im Gebiet der 

Freien Stadt Danzig mit Ausnahme der land- und forſtwirtſchaftlichen Betriebe und der 

im Bezirk des Steueramts II belegenen kleineren Betrieben; 


oJ 9 0 — 


13. 


14. 


— 
O o A o co o — 


2) 
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die Verfolgung und Beſtrafung ſämtlicher Steuerzuwiderhandlungen ſoweit die Steuerämter 
I und II ſachlich zuſtändig ſind; 


die kaſſenmäßige Verbuchung und Vereinnahmung ſämtlicher von ihm verwalteten Abgaben 
einſchl. der damit in Verbindung ſtehenden anderen ſteuerrechtlichen Geldleiſtungen; 


b) dem Steueramt II 


. die Verwaltung der unter a) Ziffer 1 bis 5 genannten Steuern für das Gebiet der Stadt 


Zoppot und der Landkreiſe Danziger Höhe, Danziger Niederung und Großes Werder; 


. die Verwaltung der Wandergewerbeſteuer, Erbſchaftſteuer, Grundwechſelſteuer und Rayon- 


gebühr für das geſamte Gebiet der Freien Stadt Danzig; 


. die Verwaltung der Grundvermögenſteuer, der Wohnungsbauabgabe, der Kanal- und Müll⸗ 


abfuhrgebühren, Straßenreinigungsbeiträge und Deichabgaben für das Gebiet der Stadt⸗ 
gemeinde Danzig; 


. die Einheitsbewertung der landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen und gärtneriſchen Betriebe, 


der Betriebsgrundſtücke und der ſonſtigen Grundſtücke im geſamten Gebiet der Freien Stadt 
Danzig; 


die Buch- und Betriebsprüfung ſowie die Nachſchau bei ſämtlichen landwirtſchaftlichen, forſt⸗ 


wirtſchaftlichen und gärtneriſchen Betrieben im geſamten Gebiet der Freien Stadt Danzig 
und derjenigen kleineren gewerblichen Betriebe, die in den unter Ziffer 1 bezeichneten Ge 
bieten belegen ſind; 


. die kaſſenmäßige Verbuchung und Vereinnahmung ſämtlicher von ihm verwalteten Abgaben 


einſchl. der damit in Verbindung ſtehenden anderen ſteuerrechtlichen Geldleiſtungen; 


. die zwangsweiſe Einziehung ſämtlicher von den Steuerämtern I und II verwalteten Ab⸗ 


gaben einſchl. der damit in Verbindung ſtehenden anderen ſteuerrechtlichen Geldleiſtungen; 


. die Erledigung der Einziehungserſuchen deutſcher und polniſcher Steuerbehörden nach Maß⸗ 


gabe der Vereinbarungen über die Gewährung von Rechtsbeihilfen in Steuerſachen; 


.die Einziehung aller derjenigen Abgaben, Gefälle und ſonſtigen Geldbeträge, welche nach den 


beſtehenden Vorſchriften der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren unterliegen. Der 
Finanzſenator beſtimmt im Einvernehmen mit den übrigen Senatsabteilungen, welche Ab⸗ 
gaben, Gefälle und ſonſtigen Geldbeträge von dem Steueramt beizutreiben ſind. 


84 


Verbrauchſteuern werden vom Landeszollamt verwaltet. Verbrauchſteuern ſind: 


. Branntweinſteuer nebſt Eſſigſäureabgabe, 
. Bierſteuer, 

. Weinſteuer, 

. Zuckerſteuer, 

. Salzſteuer, 

. Süßſtoffabgabe, 

. Leuchtmittelſteuer, 

. Zigarettenpapierſteuer, 

. Spielkartenſteuer. 


Der Sitz und der Bezirk ſowie der Umfang der Geſchäfte der Zollämter zur Verwaltung 


der Verbrauchſteuern im Sinne des $ 2 Satz 2 des Steuergrundgeſetzes werden vom Landeszollamt be⸗ 
ſtimmt. Daneben beſtimmt das Landeszollamt den Bezirk ſowie den Umfang der Geſchäfte des 
Amts für Verbrauchſteuern und Monopole. 


(3) 


Das dem Landeszollamt unterſtellte Verkehrſteueramt der Freien Stadt Danzig iſt zuſtän⸗ 


dig für die Verwaltung folgender Verkehrſteuern: 


1 Pwm- 


. Urkunden⸗ (Stempel) ſteuer, 

. Wechſelſteuer, 

. Kapitalverkehrſteuer, 

. Lotterie⸗ und Rennwettſteuer, 
. Verſicherungſteuer, 

. Beförderungſteuer, 

. Kraftfahrzeugiteuer. 
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Abſchnitt III 


Betrauung der Gemeinden mit Geſchäften der Steuerverwaltung 
($ 17 St. Gr. Geſ.) 


8 5 
Die Gemeinden der Freien Stadt Danzig mit Ausnahme der Stadtgemeinde Danzig werden mit 
nachſtehenden Geſchäften der Steuerverwaltung betraut: 
1. Durchführung der Perſonenſtandsaufnahme, 
2. Aushändigung der Steuerkarten im Steuerabzugsverfahren, 
3. Aufſtellung von Veränderungsnachweiſen. 
Die hierfür erforderlichen Vordrucke werden unentgeltlich geliefert. 


Abſchnitt IV 


Beirat 
(S 20 St. Gr. Geſ.) 


8 6 
Amtsdauer der Beiräte 


Die Beiräte bei den Steuerämtern werden nicht für eine beſtimmte Amtszeit gebildet. Scheidet 
ein dem Beirat kraft Amtes angehörendes Mitglied aus, ſo tritt der Amtsnachfolger an ſeine 
Stelle. Scheidet ein berufenes Mitglied aus, ſo beruft der Vorſteher des Steueramts ein neues Mit⸗ 
glied. 

Mitglieder kraft Amtes 


8 7 
Die Mitglieder kraft Amtes haben dem Vorſteher des Steueramtes II einen ſtändigen Vertreter 
namhaft zu machen. 
8 8 
(1) Mitglieder kraft Amtes, die wegen Steuerhinterziehung, Steuerhehlerei oder wegen Verletzung 
des Steuergeheimniſſes beſtraft ſind, ſind zur Ausübung des Amtes als Mitglied des Beirats un— 
tauglich. An ihrer Stelle iſt der gemäß § 7 Abſ. 1 benannte zuſtändige Vertreter zu den Arbeiten des 
Beirats heranzuziehen. 
(2) Das gleiche gilt, wenn ein Mitglied kraft Amtes zum ehrenamtlichen Mitglied des Steuer⸗ 
gerichts ernannt wird. 
89 
Die Gemeinden haben dem Steueramt II jeden Wechſel in der Perſon ihres Vorſtehers unverzüg⸗ 
lich anzuzeigen. 
Mitglieder kraft Berufung 
‘ 8 10 
(1) Für jeden Wirtſchaftszweig oder Berufsſtand, der im Amtsbezirk nicht nur geringfügig 
vertreten iſt, hat der Vorſteher des Steueramts ein Mitglied in den Beirat zu berufen. Der Vor⸗ 
ſteher des Steueramtes kann auch mehrere Vertreter des gleichen Wirtſchaftszweiges oder Berufsſtandes 
in den Beirat berufen, ſoweit dies nach der wirtſchaftlichen Bedeutung dieſes Wirtſchaftszweiges oder 
Berufsſtandes für den Steueramtsbezirk oder mit Rückſicht auf die örtlichen Verhältniſſe oder die räum⸗ 
lichen Entfernungen zweckmäßig erſcheint. 
(2) Die Mitglieder müſſen das Vertrauen der Vertretung ihres Wirtſchaftszweiges oder Berufs- 
ſtandes genießen. 
8 11 
Außer den nach § 10 berufenen Perſonen kann der Vorſteher des Steueramts auch andere geeignete 
Volksgenoſſen in den Beirat berufen. Ihre Zahl darf die Hälfte der nach $ 10 berufenen Mitglieder 
nicht überſteigen. 
8 12 
Die Berufung zum Mitglied des Beirats können ablehnen: 
a) Arzte, 
b) Hebammen, 
c) Apotheker, die keinen Gehilfen haben, 
d) Perſonen, die das 65. Lebensjahr vollendet haben oder ſchwerkriegsbeſchädigt oder anhaltend 
krank ſind. 
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813 
(1) Der Vorſteher des Steueramtes hat die Berufung zurückzunehmen, 
a) wenn ein Mitglied zum ehrenamtlichen Mitglied des Steuergerichts ernannt wird, 
b) wenn die Vorausſetzungen für die Berufung (8 24 Abſ. 2 St. Gr. Geſ.) nicht erfüllt waren 
oder durch eine Anderung in den perſönlichen Verhältniſſen eines Mitgliedes weggefallen ſind, 
e) wenn ein Mitglied wegen Steuerhinterziehung, Steuerhehlerei oder wegen Verletzung des 
Steuergeheimniſſes beſtraft wird, 
d) wenn einem Mitglied die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter aberkannt wird, 
e) wenn bei einem Mitglied Gründe vorliegen, die die Entfernung eines Staatsbeamten aus 
ſeinem Amte rechtfertigen, 
f) wenn ein Mitglied die ihm obliegenden Pflichten gröblich verletzt hat, oder wenn ein Mitglied 
erklärt, daß es die ihm obliegenden Pflichten gröblich verletzen werde, 
9) wenn die Vertretung eines Wirtſchaftszweiges oder eines Berufsſtandes erklärt, daß ein im 
Benehmen mit ihr berufenes Mitglied nicht mehr ihr Vertrauen genießt, 
h) auf Antrag, wenn die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen ein Mitglied die Berufung 
in den Beirat ablehnen kann. 

(2) Der Vorſteher des Steueramtes ſoll die Berufung ferner zurücknehmen, wenn ein Mitglied dies 
aus wichtigen Gründen beantragt. 

(3) Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des Leiters des Landesſteueramtes. Eine Ausnahme 
darf nicht bewilligt werden für den Fall, daß eine der Vorausſetzungen des § 24 Abf. 2 des Steuer⸗ 
grundgeſetzes weggefallen iſt. 

8 14 

Gegen Verfügungen des Vorſtehers des Steueramts, durch die jemand in den Beirat berufen 
oder eine Berufung zurückgenommen wird, iſt die Beſchwerde an den Leiter des Landesſteueramtes 
gegeben. Dieſer entſcheidet endgültig. 

8 15 
Niederſchrift über die Verpflichtung 


Die Niederſchrift über die eidesstattliche Verpflichtung des Mitgliedes (§ 28 Abſ. 1 und 2 des 
St. Gr. Geſ.) iſt von dem Vorſteher des Steueramtes zu unterſchreiben. 


Anhörung des Beirats 
8 16 
Die Mitglieder des Beirats ſollen vorzugsweiſe auch zur Vorbereitung der Veranlagung als 
Sachverſtändige gemäß § 181 St. Gr. Geſ. gehört werden. 


8 17 
Ein Mitglied, gegen das ein Strafverfahren wegen Steuerhinterziehung, wegen Steuerhehlerei oder 
wegen Verletzung des Steuergeheimniſſes eingeleitet worden iſt, ſoll bis zur Erledigung dieſes Ver⸗ 
fahrens zur Mitarbeit im Beirat nicht herangezogen werden. Das gleiche gilt, falls dem Steueramt 
belannt geworden iſt, daß gegen ein Mitglied ein gerichtliches Verfahren wegen einer Straftat einge⸗ 
leitet worden iſt, derentwegen auf Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Amter erkannt werden kann. 
8 18 
(1) Der Vorſteher des Steueramts beſtimmt je nach den zu behandelnden Fragen, wieviele und 
welche Mitglieder zu hören ſind ($ 26 Abſ. 1 St. Gr. Geſ.). Er kann die Auswahl ſowohl nach ört⸗ 
lichen, wie nach ſachlichen Geſichtspunkten treffen; er kann z. B. die Mitglieder aus einem räumlichen 
Bezirk oder die Mitglieder einzelner oder verwandter Berufszweige zu einer Tagung heranziehen. 
(2) Als Sachverſtändiger (§ 16) iſt in der Regel nur ein Mitglied des Beirats anzuhören. 
8 19 
Die Anhörung des Beirats kann mündlich oder ſchriftlich nach den Beſtimmungen der 88 20 
bis 23 erfolgen. 
Tagung des Beirats 
8 20 
(1) Soweit das Steueramt mehrere Mitglieder des Beirats gemeinſam hört (Tagung des 
Beirats) beſtimmt der Vorſteher des Steueramts ſchriftlich oder mündlich den Ort der Tagung. Er 
beruft die Mitglieder, die er zu der Tagung heranziehen will. 
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(2) Den Vorſitz im Beirat führt der Vorſteher des Steueramtes oder ein von ihm beauftragter 
Sachbearbeiter des Steueramtes. 

(3) Zu Beginn jeder Tagung verweiſt der Vorſitzende die Mitglieder auf ihre Pflicht bei den 
Beratungen, ohne Anſehen der Perſon nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen zu verfahren, die Verhand⸗ 
lungen und die hierbei zu ihrer Kenntnis gelangenden Verhältniſſe der Steuerpflichtigen geheim zu 
halten und Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſe nicht unbefugt zu verwerten. Dieſer Hinweis hat 
auch in ſolchen Tagungen zu erfolgen, in denen eine Verpflichtung von Mitgliedern gemäß 8 28 
Abſ. 1, 2 des St. Gr. Geſ. nicht ſtattfindet. 

8 21 


(1) über die Tagung des Beirats hat der Vorſitzende eine Niederſchrift zu fertigen, in der die 
Namen der Teilnehmer, die Gegenſtände der Tagung und ſoweit es ſich nicht um die Erörterung 
einzelner Steuerfälle handelt, die Auffaſſung der Mehrheit des Beirats anzugeben ſind. 

(2) Soweit der Beirat zu einzelnen Steuerfällen mündlich gehört iſt, iſt dies in den einſchlägigen 
Steuerakten zu vermerken. 

Schriftliches Verfahren 


8 22 


(1) Eine Tagung ſoll nur dann ſtattfinden, wenn die Zahl der zu beratenden Fälle groß genug 
iſt, um den Aufwand an Koſten und Zeit zu rechtfertigen, der dem Staat und den Mitgliedern des 
Beirats durch die Tagung entſteht. 

(2) Das gleiche gilt für die mündliche Anhörung einzelner Mitglieder. 

(8) Soweit die Vorausſetzungen der Abſätze 1 und 2 nicht vorliegen, kann das Steueramt den 
Beirat ſchriftlich hören. Insbeſondere kann der Beirat auch zu Einſpruchsentſcheidungen, Nachveranla⸗ 
gungen und Berichtigungsveranlagungen ſchriftlich gehört werden. 


8 23 
Das ſchriftliche Verfahren ſpielt ſich in folgender Meile ab: 

1. Das Steueramt fertigt eine Aufzeichnung an, in der der Sachverhalt kurz dargeſtellt iſt und 
je nach Lage der Sache die beabſichtigte Verfügung (3. B. Steuerberechnung oder Ein⸗ 
ſpruchsentſcheidung) entworfen oder die Frage bezeichnet iſt, zu der das Steueramt Aufſchluß 
wünſcht. 

2. Dieſe Aufzeichnung gibt das Steueramt bei den Mitgliedern des Beirats in Umlauf, die es 
zur Sache hören will. 

3. Die Steuererklärung, die vom Steueramt geführten Akten und die ſonſtigen Unterlagen, die 
die einzelnen Steuerfälle betreffen (3. B. Ermittlungsberichte und Berichte über Betriebsprüfun⸗ 
gen) dürfen nicht mitgeſandt werden. 

4. Die Mitglieder äußern ſich ſchriftlich zu dem Entwurf oder zu der Frage des Steueramtes. 
Es empfiehlt ſich, die Außerung auf die vom Steueramt in Umlauf geſetzte Aufzeichnung 
zu ſetzen. ; 

5. Auf Grund der ſchriftlichen Außerungen der Mitglieder, die zu den in Frage kommenden 
Steuerakten zu nehmen ſind, trifft das Steueramt ſeine Entſcheidung. 


8 24 
Entſchädigung der Mitglieder des Beirats 


Auf die Entſchädigung der Mitglieder des Beirats für Aufwand und entgangenen Arbeitsverdienſt 
finden die Beſtimmungen Anwendung, die jeweils für die Entſchädigung der Schöffen, Geſchworenen 
und Vertrauensperſonen gelten. 

Abſchnitt V 
Steuergericht 
(88 35 ff. St. Gr. Geſ.) 
Steuerkammer 
5 8 25 
Zahl der ehrenamtlichen Mitglieder 

(1) Die Geſamtzahl der ehrenamtlichen Mitglieder der Steuerkammer und ihre Verteilung auf 

die Verwaltungsbezirke der Freien Stadt wird für jede Amtsperiode durch den Senat beſtimmt. 


(2) Beſondere Vertreter werden nicht ernannt; jedes ehrenamtliche Mitglied iſt zugleich Vertreter 
aller anderen ehrenamtlichen Mitglieder. | 


1021 
W 2 
Die Vorſchläge des Leiters des Landesſteueramts über die neu zu ernennenden ehrenamtlichen 
Mitglieder der Steuerkammer ſind dem Senat drei Monate vor Ablauf jeder Amtsperiode vorzu⸗ 
legen. 
8 27 
Scheidet ein ehrenamtliches Mitglied im Verlaufe der Amtszeit aus, ſo kann der Senat ein Er⸗ 
ſatzmitglied ernennen. 
$ 28 
Ablehnung der Ernennung 


Die Ernennung zum ehrenamtlichen Mitglied der Steuerkammer können ablehnen: 
a) Arzte, 5 
b) Hebammen, 
c) Apotheker, die keinen Gehilfen haben, 
d) Perſonen, die das 65. Lebensjahr vollendet haben oder ſchwerkriegsbeſchädigt oder an⸗ 
haltend krank ſind. 
8 29 
Zurücknahme der Berufung 


(1) Der Senat kann die Ernennung zum Mitglied zurücknehmen, 
a) wenn die Vorausſetzungen für die Berufung ($ 38 Abſ. 2 St. Gr. Geſ.) nicht erfüllt waren 
oder durch eine Anderung in den perſönlichen Verhältniſſen eines Mitgliedes weggefallen ſind, 
b) wenn ein Mitglied wegen Steuerhinterziehung, Steuerhehlerei oder wegen Verletzung des 
Steuergeheimniſſes beſtraft wird, 
c) wenn einem Mitglied die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter aberkannt wird, 
d) wenn bei einem Mitglied Gründe vorliegen, die die Entfernung eines Staatsbeamten aus 
ſeinem Amte rechtfertigen, 
e) wenn ein Mitglied die ihm obliegenden Pflichten gröblich verletzt hat, oder wenn ein Mit⸗ 
glied erklärt, daß es die ihm obliegenden Pflichten gröblich verletzen werde, 
f) auf Antrag, wenn die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen ein Mitglied die Berufung in 
den Beirat ablehnen kann. 
(2) Der Senat kann die Berufung ferner zurücknehmen, wenn ein Mitglied dies auch wichtigen 
Gründen beantragt. 
8 30 
Gegen die Ernennung und die Zurücknahme der Ernennung iſt eine Beſchwerde nicht gegeben. 


8 31 
Niederſchrift über die Verpflichtung 
Die Niederiuchift über die eidesſtattliche Verpflichtung des Mitgliedes ($ 39 Abſ. 1 St. Gr. Geſ.) 
iſt von dem Vorſitzenden der Steuerkammer zu unterſchreiben. 
8 32 
Einberufung der ehrenamtlichen Mitglieder 
(1) Der Präſident des Steuergerichts legt die Reihenfolge feſt, in der die ehrenamtlichen Mit⸗ 
glieder zu den Sitzungen einberufen werden. 
(2) Die Beſtimmungen des $ 17 finden entsprechende Anwendung. 
8 33 
Entſchädigung der ehrenamtlichen Mitglieder 
Auf die Entſchädigung der ehrenamtlichen Mitglieder der Steuerkammer für Aufwand und ent⸗ 
gangenen Arbeitsverdienſt finden die Beſtimmungen Anwendung, die jeweils für die Entſchädigung 
der Schöffen, Geſchworenen und Vertrauensperſonen gelten. 
Steuerſenat 
8 34 
Der Präſident des Steuergerichts beſtimmt für jede der anberaumten Sitzungen des Steuer⸗ 


ſenats, welche der ernannten Mitglieder oder Vertreter an den einzelnen e der Tagesordnung 
ſtehenden Sachen mitzuwirken haben. 
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Geſchäftsſtelle 
8 35 
(1) Bei dem Steuergericht wird eine gemeinſame Geſchäftsſtelle für die Steuerkammer und den 
Steuerſenat eingerichtet. 
(2) Für die Entſcheidung von Erinnerungen gegen Verfügungen der Geſchäftsſtelle ſind zu⸗ 
ſtändig: 
ſoweit fie im Zuſammenhang mit einer Berufung ergangen ſind, der Vorſitzende der Steuer- 
kammer; 
ſoweit ſie im Zuſammenhang mit einer Rechtsbeſchwerde ergangen ſind, der Präſident des 
Steuergerichts. 
8 36 


Die Geſchäftsordnung für das Steuergericht erläßt der Präſident des Steuergerichts. 


Abſchnitt VI 
Abrechnungsbeſcheide und Kontoauszüge 
($ 101 St. Gr. Geſ.) 

8 37 

Beſtehen zwiſchen dem Steuerpflichtigen und dem Steueramt Meinungsverſchiedenheiten darüber, 
ob eine Zahlungsverpflichtung erloſchen iſt, jo hat das Steueramt (Steuerkaſſe) dem Steuerpflichtigen 
auf Antrag koſtenlos einen ſchriftlichen Beſcheid (Abrechnungsbeſcheid) über den jeweiligen Kontenſtand 
(Stichtagsſaldo) zu erteilen ($ 101 St. Gr. Geſ. ). 

8 38 

Einwendungen des Steuerpflichtigen gegen den gemäß § 37 erteilten Beſcheid ſind zunächſt 
möglichſt in perſönlicher Verhandlung zwiſchen dem Steuerpflichtigen und dem Steueramt (Steuer- 
kaſſe) zu klären. 

8 39 
(1) Die Erteilung von genauen Kontoabſchriften durch die Steuerkaſſe kommt nur in Frage, wenn 
1. die Verhandlungen im Sinne des $ 38 nicht zu einer Verſtändigung geführt haben, 
2. nach dem Ergebnis der Verhandlung glaubhaft erſcheint, daß die Aufzeichnungen der 
Steuerkaſſe Irrtümer oder Unrichtigkeiten enthalten. 

(2) Für eine mehr als 3 volle Kalenderjahre zurückliegende Zeit werden Kontoabſchriften nicht 
erteilt. 

8 40 

(1) Kontoabſchriften nach 8 39 find gebührenpflichtig. 

(2) Die Gebühr beträgt für jedes Steuerjahr und jede Sollkarte 3,— G. Das Steueramt kann 
verlangen, daß die Gebühren vorher entrichtet werden. Die unverlangte Einſendung der Gebühren 
begründet allein keinen Anſpruch auf Erteilung eines Kontoauszuges. 

(3) Gebühren find nicht zu erheben, wenn die Aufzeichnungen der Steuerkaſſe einen Irrtum oder 
eine Unrichtigkeit enthielten. Bereits entrichtete Gebühren ſind in dieſem Falle zu erſtatten. 


8 41 
Gegen die Beſcheide gemäß $$ 37 und 38 ſowie gegen die Gebührenberechnung gemäß 8 40 
iſt die Beſchwerde an den Leiter des Landesſteueramtes gegeben. Dieſer entſcheidet endgültig. 
Abſchnitt VII 
Stundung und Zahlungsaufſchub 
($$ 104 bis 106 St. Gr. Geſ., $ 20 St. Anp. Geſ.) 

Gemeinſame Beſtimmungen 

8 42 


(1) Die Stundungsfrüt beginnt, ſoweit in der Bewilligung nicht etwas anderes beſtimmt iſt, 
mit dem Ablauf des Tages, an dem die Zahlung zu leiſten geweſen wäre, wenn der Steuerpflichtige 
Stundung oder Aufſchub nicht erlangt hätte. Der geſtundete Betrag wird mit Ablauf der Friſt fällig 
($ 75 St. Gr. Geſ.). 
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(2) Hat das Steueramt Teilzahlungen bewilligt, jo wird vorbehaltlich des 8 105 St. Gr. Geſ. 
jede Teilzahlung an dem für ſie feſtgeſetzten Zahlungstage fällig. Der in $ 105 St. Gr. Geſ. vorge⸗ 
ſchriebenen Mahnung bedarf es nicht, wenn das Steueramt bei der Bewilligung von Teilzahlungen 
ausdrücklich angeordnet hat, daß beim Ausbleiben einer Rate ſämtliche noch ausſtehenden Teilzah⸗ 
lungen ohne weiteres fällig werden. 

(3) Die Beſtimmungen des Abſatzes 1 gelten entſprechend für Zahlungsaufſchub, ſoweit ſich nicht 
aus 88 44-50 etwas anderes ergibt. Iſt ein Steuerbetrag mit Begleitſchein zur Erhebung über⸗ 
wieſen und der Begleitſchein innerhalb der darin beſtimmten Zahlungsfriſt vorgelegt worden, ſo be⸗ 
ginnt die Aufſchub⸗ oder Stundungsfriſt mit dem Ablauf des Tages, an dem die Vorlage des Begleit— 
ſcheins erfolgt. 

(4) Die Beſtimmungen des Abſatzes 3 gelten ſinngemäß für den Steuerveredlungsverkehr. 

8 43 f Be 

(1) Das Steueramt (Steuerkaſſe) hat die Zinſen, ſoweit nach $ 20 des Steueranpaſſungsgeſetzes 
eine Zinserhebung überhaupt noch in Frage kommt, bei Annahme der Zahlungen, die zur Tilgung der 
Hauptſchuld geleiſtet werden, zu berechnen und zu erheben. Ir): 

(2) Bei Bewilligung von Ratenzahlungen braucht die Berechnung und Einziehung der Zinſen erſt 
zu erfolgen, nachdem die Hauptſchuld getilgt iſt. 

(3) Geſtundete Zinsſchulden find nicht zu verzinſen. 


Zahlungsaufſchub 
8 44 

(1) Zahlungsaufſchub ohne Sicherheit kann nur das Landeszollamt bewilligen (§ 106 Satz 2 
St. Gr. Geſ.). 

(2) Zahlungsaufſchub ohne Sicherheit kann grundſätzlich nur bis zu drei Monaten bewilligt 
werden ($ 106 Satz 2 St. Gr. Geſ.). Für längere Zeit kann Zahlungsaufſchub ohne Verzinſung ge⸗ 
währt werden, wenn dies für einzelne Steuern durch Sondervorſchriften zugelaſſen iſt. Durch die Be⸗ 
ſtimmung des Satz 1 werden die Beſtimmungen des $ 49 Abj. 1 Satz 1, 2 nicht berührt. 


8 45 

(1) Einem Steuerpflichtigen kann für einen Teil ſeiner Steuerſchulden Zahlungsaufſchub ohne 
Sicherheit, für einen weiteren Teil ſeiner Steuerſchulden Zahlungsaufſchub gegen Sicherheit bewilligt 
werden. Dies gilt auch für Steuerſchulden aus demſelben Abgabenzweig. 

(2) Iſt für eine Steuerſchuld Zahlungsaufſchub ohne Sicherheit bewilligt worden, ſo hat das Lan⸗ 
deszollamt auf Antrag des Steuerpflichtigen für dieſelbe Steuerſchuld weiteren Zahlungsaufſchub 
gegen Sicherheit zu gewähren. Die geſamte Dauer des Zahlungsaufſchubs darf, ſofern nicht eine kürzere 
Friſt vorgeſchrieben iſt, ſechs Monate nicht überſteigen. 

8 46 

(1) Zahlungsaufſchub kann nicht nur für einzelne Beträge (als Einzelaufſchub), ſondern auch in 
der Weiſe bewilligt werden, daß der Aufſchubnehmer bis zu einem Höchſtbetrag (Aufſchubhöchſtbe⸗ 
trag) fortlaufend Zahlungsaufſchub genießt. 

(2) Der Aufſchubhöchſtbetrag wird vom Landeszollamt feſtgeſetzt. 

8 47 

(1) Der Antrag auf Gewährung fortlaufenden Zahlungsaufſchubs iſt bei dem Landeszollamt 
ſchriftlich anzubringen. Iſt der Antragſteller im Handelsregiſter oder im Genoſſenſchaftsregiſter ein⸗ 
getragen, ſo hat er ſeinem Antrag eine beglaubigte Abſchrift aus dem Regiſter beizufügen, die den 
neueſten Stand der den Antragſteller betreffenden Eintragungen wiedergibt. 

(2) Der Antrag hat zu enthalten: 

1. die Bezeichnung des Steuerzweiges, für den Zahlungsaufſchub begehrt wird; 

2. die Bezeichnung des Betrages, den der Antragſteller als Aufſchubhöchſtbetrag ($ 46 Abſ. 1) 
beanſprucht; wird für mehrere Steuerzweige fortlaufender Zahlungsaufſchub nachgeſucht, ſo 
iſt für jeden Steuerzweig ein beſonderer Aufſchubhöchſtbetrag zu beantragen; 

3. Eine Angabe darüber, in welcher Weiſe der Antragſteller Sicherheit leiſten will; 

4. Angaben darüber, wo der Antragſteller ſeine Hauptniederlaſſung oder ſeine Betriebsſtätte 
hat und ob und wo er Zweigniederlaſſungen im Inland hat; 
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5. eine Erklärung darüber, ob und in welcher Höhe und unter welchen Bedingungen dem Antrag- 

ſteller (ſeinen verſchiedenen Niederlaſſungen) fortlaufender Zahlungsaufſchub bereits bewilligt 
worden iſt; 

6. ein Verzeichnis der Perſonen, die berechtigt ſind, namens des Antragſtellers (ſeiner Haupt⸗ 
niederlaſſung und ſeiner Zweigniederlaffungen) Aufſchubanerkenntniſſe (§ 49 Abf. 2 Satz 1) 
zu vollziehen; Anderungen ſind dem Landeszollamt alsbald anzuzeigen: 

7. die Namenszüge der in Nr. 6 bezeichneten Perſonen; 

8. eine Erklärung, durch die ſich der Antragſteller verpflichtet: 

a) die aufgeſchobenen Beträge rechtzeitig (§ 51) zu zahlen; 

b) Anderungen in den Rechtsverhältniſſen des Antragſtellers, die in das Handelsregiſter 
oder in das Genoſſenſchaftsregiſter einzutragen ſind, unverzüglich, ſobald die Anderung 
feſtſteht, ſpäteſtens gleichzeitig mit der Anmeldung zum Regiſter, dem Landeszollamt 
anzuzeigen. 

8 48 
(1) Bei Bewilligung fortlaufenden Zahlungsaufſchubs ſind dem Aufſchubnehmer die in $ 47 
Abi. 2 Nr. 8 bezeichneten Verpflichtungen aufzuerlegen. 
(2) Das Landeszollamt kann allgemein anordnen, daß Geſchäfte, die bei Zahlungsaubſchub einem 
Zollamt obliegen, von einem anderen Zollamt wahrzunehmen ſind. 


8 49 
(1) Der Steuerpflichtige, dem fortlaufender Zahlungsaufſchub bewilligt worden iſt, macht von dem 
Zahlungsaufſchub dadurch Gebrauch, daß er die einzelnen Steuerbeträge auf den Aufſchubhöchſtbetrag 
($ 46 Abf. 1) anſchreiben läßt. In welcher Weiſe dies zu geſchehen hat, beſtimmt das Landeszollamt. 
(2) Bis der Aufſchubhöchſtbetrag erreicht iſt, werden die Steuerbeträge auf den Aufſchubhöchſt⸗ 
betrag angeſchrieben, wenn der Steuerpflichtige ein ſchriftliches Anerkenntnis über den in Anſpruch ge— 
nommenen Zahlungsaufſchub einreicht. Aufſchubnehmer, denen ein Aufſchubgegenbuch ausgehändigt 
worden iſt, haben mit dem Aufſchubanerkanntnis das Aufſchubgegenbuch vorzulegen; geſchieht dies 
nicht, jo hat die Zollkaſſe die Annahme des Anerkenntniſſes abzulehnen. Das Muſter des Aufſchub— 
gegenbuchs ſchreibt das Landeszollamt vor. 
8 50 
Steuerpflichtige, denen fortlaufender Zahlungsaufſchub ($ 46 Abſ. 1) bewilligt worden iſt, haben 
die Beträge, deren Aufſchubfriſten innerhalb eines Kalendermonats ablaufen (Monatsſumme) ſpäteſtens 
am fünfundzwanzigſten Tage des Kalendermonats zu entrichten. Fällt der fünfundzwanzigſte Tag des 
Kalendermonats auf einen Sonntag oder einen ſtaatlich anerkannten allgemeinen Feiertag, ſo iſt 
ſpäteſtens an dem nächſtfolgenden Werktag zu zahlen. Aufſchubnehmer, denen ein Aufſchubgegenbuch 
ausgehändigt worden iſt, haben bei Zahlungen das Aufſchubgegenbuch vorzulegen. 


Stun dung 


8 51 


(1) Als Jahr im Sinne des $ 104 Abi. 2 St. Gr. Geſ. iſt ein Zeitraum von zwölf vollen Ka- 
lendermonaten anzuſehen. Die Friſt beginnt am 1. des Kalendermonats, der auf den Tag der Stun⸗ 
dungsverfügung folgt. 

(2) Die Genehmigung des Landesſteueramts zu einer Stundung iſt nur erforderlich, wenn die 
vollſtändige Abdeckung des geſchuldeten Betrags (ohne die darauf entfallenden Zinſen) einen längeren 
Zeitraum als ein Jahr im Sinne des Abj. 1 in Anſpruch nehmen würde. Muß die Stundungsfrift 
nachträglich verlängert werden, ſo bedarf es einer Genehmigung des Landesſteueramtes nur dann, wenn 
die neu bewilligte Friſt zur Abdeckung der Reſtſchuld den Zeitraum eines Kolenderjahres überſteigt. 
Dies gilt auch für die Fälle, in denen bereits die erſte Stundung vom Landesſteueramt genehmigt 
worden iſt“). 

*) Beiſpiele: R 
a) Ein Steuerpflichtiger ſchuldet 1200 G. Ihm foll am 25. 5. 1935 die Abdeckung ſeines Steuerreftes in 12 Monats- 
raten von je 100 6 zugeſtanden werden; die erſte Teilzahlung ſoll am 10. 6. 1935 erfolgen: der Genehmigung 
des Landesſteueramtes bedarf es nicht. 
b) Dem Steuerpflichtige ſoll die Abdeckung von 1200 6 in Monatsraten von je 75 6 zugeſtanden werden. Die 
Tilgung nimmt mithin 16 Monate in Anſpruch: die Genehmigung des Landesſteueramts iſt erforderlich. 


ch) Nachdem der Steuerpflichtige im Falle zu a) in den erſten 6 Monaten 600 G bezahlt hat, beantragt er Herab- 
ſetzung der Monatsraten auf 50 6. Die Tilgung der Reſtſchuld in dieſer Weiſe würde 12 Monate erfordern; die 
Genehmigung des Landesſteueramtes iſt nicht erforderlich. . 
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8 52 
Wird Stundung gegen Verzinſung gewährt, ſo ſoll das Steueramt die Höhe der Zinſen ent⸗ 
ſprechend dem Diskontſatz der Bank von Danzig am Tage der Bewilligung der Stundung endgültig 
feſtſetzen. Der beſtimmte Zinsſatz bleibt maßgebend, auch wenn der Diskontſatz der Bank von Danzig 
bis zur Abdeckung der geſamten Schuld geändert wird. 


§ 53 

(1) Bei der Berechnung von Zinſen iſt der jeweils zu verzinſende Betrag auf volle 10 G nach 
unten abzurunden. 

(2) Die Zinſen ſind nach Tagen zu berechnen; der Tag der Fälligkeit bleibt außer Anſatz. Der 
dem Steuerpflichtigen jeweils in Rechnung geſtellte Zinsbetrag iſt auf volle durch 5 Pfannige teilbare 
Beträge nach unten abzurunden. 

8 54 ö 

Die ſich aus dieſem Abſchnitt ergebenden Befugniſſe des Landesſteueramtes gelten ſinngemäß für 
das Landeszollamt. Die Befugniſſe, die in dieſem Abſchnitt den Steuerämtern übertragen werden, 
gelten nicht für die Zollämter. Das Landeszollamt iſt jedoch ermächtigt, die den Steuerämtern zu⸗ 
ſtehenden Befugniſſe für den Geſchäftsbereich des Landeszollamts den Zollämtern ganz oder teilweiſe 
zu übertragen. 


Abſchnitt VIII 


Ausfallſtellung und Erlaß von Steuern 
(8$$ 107, 108 St. Gr. Geſ.) 
§ 55 
Begriffs beſtimmung 
(1) Die Ausfallſtellung iſt eine innere Angelegenheit der Verwaltung. Sie bedeutet, daß ein Ver⸗ 
ſuch (ein weiterer Verſuch), den geſchuldeten Betrag beizutreiben, vorläufig nicht zu unternehmen und 
der Betrag kaſſenmäßig in Abgang zu ſtellen iſt. Durch die Ausfallſtellung wird der Steueranſpruch 
in ſeinem Beſtand nicht berührt. Der Anſpruch auf den in Ausfall geſtellten Betrag erliſcht erſt mit 
dem Ablauf der Verjährungsfriſt (88 122 bis 124 St. Gr. Geſ.), ſofern der geſchuldete Betrag nicht 
vorher beglichen oder erlaſſen wird. Bei Fortfall der für die Ausfallſtellung maßgebenden Voraus⸗ 
ſetzungen kann die Beitreibung der Steuerforderung wieder aufgenommen werden. 
(2) Der Erlaß bedeutet den Verzicht des Steuerberechtigten auf die Steuerforderung. Er kann 
endgültig oder unter Vorbehalt des Widerrufs ($ 72 St. Gr. Geſ.) ausgeſprochen werden. 


Ausfallſtellung 
8 56 

(1) Steuern und andere ſteuerrechtliche Geldleiſtungen find und zwar von Amts wegen in Ausfall 
zu ſtellen, 

a) wenn die Zwangsvollſtreckung keinen Erfolg gehabt hat oder 

b) wenn feſtſteht, daß die Zwangsvollſtreckung keinen Erfolg haben wird, oder 

c) wenn die Koſten der Zwangsvollſtreckung außer Verhältnis zu dem geſchuldeten Betrage 

ſtehen. 

(2) Für die Ausfallſtellung von Geldſtrafen und Erſatzſtrafen, die im Verwaltungsſtrafverfahren 

feſtgeſetzt worden ſind, gelten die Vorſchriften der 88 119 ff. 


5 8 857 
(1) Für die Ausfallſtellung it die Vollſtreckungsſtelle des Steueramts II oder die entſprechende 
Dienſtſtelle der Zollverwaltung zuſtändig. Die Verfügung über die Ausfallſtellung iſt von dem Vor⸗ 


ſteher der nach Satz 1 zuſtändigen Behörde abſchließend zu zeichnen, in den Fällen des Abſatzes 2 
vorbehaltlich der Genehmigung der Oberbehörde. 


(2) Die Genehmigung der Oberbehörde iſt erforderlich, wenn die in Ausfall zu ſtellende Summe 
im Einzelfall den Betrag von 2000 G überſteigt. 
Erlaß 
$ 58 


Ein Erlaß von Steuern und anderen ſteuerlichen Geldleiſtungen (mit Ausnahme von Strafen) 
kann ausgeſprochen werden 5 l 
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a) wegen Unbilligkeit der Einziehung ($ 59), 
b) aus ſonſtigen Billigkeitsgründen (S 60). 
8 59 

(1) Wegen Unbilligkeit der Einziehung ($ 58) Buchſt. a) iſt ein Erlaß nur zuläſſig, wenn die 
Zwangsbeitreibung die wirtſchaftliche Lage des Schuldners gefährden würde. 

(2) Zum Erlaß wegen Unbilligkeit der Einziehung ſind die Steuerämter zuſtändig. Sofern 
die zu erlaſſende Summe im einzelnen Falle den Betrag von 2000 G überfteigt, iſt vorher die Ge⸗ 
nehmigung der Oberbehörde einzuholen. Zur Ablehnung von Erlaßanträgen ſind die Steuer— und 
Zollämter ohne Rücksicht auf die Höhe des zu erlaſſenden Betrages zuſtändig. 

8 60 

(1) Aus ſonſtigen Billigkeitsgründen kann ſowohl der Erlaß einer beſtehenden Schuld als auch 
die Rückzahlung eines bereits entrichteten Betrages angeordnet werden. 

(2) Zum Erlaß aus ſonſtigen Billigkeitsgründen ſind zuſtändig 

a) die Steuerämter, ſofern die zu erlaſſende Summe im einzelnen Fall den Betrag von 2000 8 
nicht überſteigt; 

b) das Landesſteueramt, ſofern die zu erlaſſende Summe im einzelnen Fall den Betrag von 
5000 G nicht überſteigt. 

(3) Zur Ablehnung find die Steuerämter ohne Rücksicht auf die Höhe des zu erlaſſenden Be- 
trages zuſtändig. 

8 61 

Die ſich aus dieſem Abſchnitt ergebenden Befugniſſe des Landesſteueramtes gelten ſinngemäß für 
das Landeszollamt. Die Befugniſſe, die in dieſem Abſchnitt den Steuerämtern übertragen werden, 
gelten nicht für die Zollämter. Das Landeszollamt iſt jedoch ermächtigt, die den Steuerämtern zu⸗ 
ſtehenden Befugniſſe für den Geſchäftsbereich des Landeszollamts den Zollämtern ganz oder teil⸗ 
weiſe zu übertragen. 

Abſchnitt IX 


Sicherheitsleiſtungen 
(SS 109-118 St. Gr. Geſ.) 
8 62 
Geld 
(1) Geld im Sinne des § 109 Abſ. 1 St. Gr. Geſ. ſind lediglich umlauffähige Noten, ſowie 
umlauffähiges Hartgeld der Danziger Währung (kaſſenmäßiges Geld). Kaſſenmäßiges Geld iſt zum 
Nennwert anzunehmen (Annahmewert). Es iſt an die für die Einziehung der geſicherten Forderung 
zuſtändige Steuerkaſſe zur Verwahrmaſſe einzuzahlen und geht mit der Einzahlung in das Eigentum 
der Freien Stadt Danzig über. 
(2) Andere als die in Abſ. 1 Satz 1 bezeichneten Zahlungsmittel (nicht kaſſenmäßiges Geld) 
kann das Steueramt nach ſeinem Ermeſſen als Sicherheit annehmen (8 114 Satz 1 des St. Gr. Geſ.). 


Wertpapiere 
8 63 
(1) Außer den Schuldverſchreibungen der Freien Stadt Danzig und den Schuldverſchreibungen, 
deren Verzinſung die Freie Stadt Danzig gewährleiſtet hat ($ 109 Abſ. 1 Nr. 2 und 3 St. Gr. Geſ.), 
werden gemäß Ziffer 4 a. a. O. diejenigen Wertpapiere als ausreichende Sicherheit für Steuerhinter- 
legungen anerkannt, die bei der Bank von Danzig beleihbar ſind. 
(2) Andere Wertpapiere darf das Steueramt nur unter den Vorausſetzungen des 8 114 S. 2 
St. Gr. Geſ. als Sicherheit annehmen. 
8 64 
(1) Schuldverſchreibungen der Freien Stadt Danzig und Schuldverſchreibungen, deren Verzinſung 
die Freie Stadt Danzig gewährleiſtet hat, werden mit dem zur Zeit der Sicherheitsleiſtung maßgebenden 
Kurswert, höchſtens jedoch zum Nennwert als Sicherheitsleiſtung angenommen (Annahmewert). 
(2) Andere Wertpapiere, die bei der Bank von Danzig beleihbar find, werden zu dem Beleihungs⸗ 
wert zur Zeit der Sicherheitsleiſtung angenommen. 
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(J) Der Annahmewert feſtverzinslicher Wertpapiere, die nach § 63 Abſ. 2 als Sicherheit ange- 
nommen werden dürfen, iſt, wenn die Wertpapiere an der Danziger Börſe amtlich notiert werden, 
gleich 70 (ſiebzig) vom Hundert des Kurswertes, höchſtens jedoch gleich dem Nennwert. 

(2) Werden feſtverzinsliche Wertpapiere der in Abſ. 1 bezeichneten Art an der Danziger Börſe 
amtlich nicht notiert, ſo beſtimmt das Steueramt den Annahmewert nach ſeinem Ermeſſen. Der An— 
nahmewert darf höchſtens gleich dem Nennwert fein. Er ſoll in der Regel 60 (ſechzig) vom Hundert 
des Kurswertes nicht überſteigen, mit dem ſie an der Börſe des Landes amtlich notiert ſind, in dem 
die Wertpapiere ausgegeben ſind. Wird ein Wertpapier an mehreren Börſen des Ausgabelandes 
amtlich notiert, ſo iſt der Kurs an der Börſe der Hauptſtadt oder des größeren Ortes maßgebend. 

(3) Den Annahmewert nicht feſtverzinslicher Wertpapiere, die nach § 63 Abſ. 2 als Sicherheit 
angenommen werden dürfen, beſtimmt das Steueramt nach ſeinem Ermeſſen. 


§ 66 
Als Depotſtelle für die Hinterlegung von Wertpapieren werden beſtimmt: 
1. die Städtiſche Hinterlegungskaſſe der Freien Stadt Danzig, 


2. die Oberzollkaſſe. 
8 67 


(1) Als Hinterlegungsſtellen, wenn durch Verpfändung des Anſpruchs aus der Hinterlegung von 
Wertpapieren Sicherheit geleiſtet werden ſoll (§S 109 Abſ. 1 Nr. 5 St. Gr. Geſ.) werden alle Banken 
im Sinne der Verordnung betr. das Bankweſen vom 1. Auguſt 1933 (G. Bl. S. 353) anerkannt. 

(2) Werden Wertpapiere, die bei einer Hinterlegungsſtelle hinterlegt worden ſind, verpfändet oder 
wird ein Anſpruch aus der Hinterlegung von Wertpapieren verpfändet ($ 109 Abf. 1 Nr. 5 
St. Gr. Geſ.), jo iſt der Annahmewert des Pfandrechts: 

1. wenn an den hinterlegten Wertpapieren und an dem Herausgabeanſpruch kein Recht beſteht, 
das dem Pfandrecht der Freien Stadt Danzig im Range vorgeht: gleich dem Wert, zu 
dem gemäß §8 63—65 die Wertpapiere anzunehmen ſind, wenn fie bei einer der in 8 66 
genannten Depotſtellen hinterlegt würden; 

2. wenn an den hinterlegten Wertpapieren oder an dem Herausgabeanſpruch Rechte beſtehen, 
die dem Pfandrecht der Freien Stadt Danzig im Range vorgehen: gleich dem Betrage, 
der ſich ergibt, wenn der in Nr. 1 bezeichnete Annahmewert vermindert wird um den Nenn- 
wert der dem Pfandrecht der Freien Stadt Danzig vorgehenden Rechte. 


(3) Die Beſtimmungen des Abſ. 2 gelten entſprechend, wenn der Herausgabeanſpruch zur Sicher: 
heit abgetreten wird oder wenn die Wertpapiere der Freien Stadt Danzig zur Sicherheit übereignet 
werden ($ 109 Abſ. 3 des St. Gr. Geſ.). 

(4) In den Fällen der Abſ. 2 und 3 hat der Steuerpflichtige dem Steueramt eine Beſcheinigung 
der Hinterlegungsſtelle (Abſ. 1) vorzulegen, aus der ſich ergibt, ob und in welcher Höhe an den 
hinterlegten Wertpapieren, an dem Herausgabeanſpruch Rechte beſtehen, die dem Pfandrecht der 
Freien Stadt Danzig im Range vorgehen. 

(5) Soweit nach $ 114 St. Gr. Geſ. Wertpapiere als Sicherheit angenommen werden ſollen, ſoll 
das Steueramt auch zulaſſen, daß durch Verpfändung des Anſpruchs aus der Hinterlegung der 
Wertpapiere unter den gleichen Vorausſetzungen und in der gleichen Weiſe Sicherheit geleiſtet werden 
kann, wie durch Verpfändung des Anſpruchs aus der Hinterlegung der in § 109 Abſ. 1 Nr. 5 des 
St. Gr. Geſ. bezeichneten Wertpapiere. 

8 68 


Sparkaſſenguthaben 
Die in 8 109 Abſ. 1 Nr. 6 des St. Gr. Geſ. bezeichneten Guthaben bei inländiſchen Sparkaſſen find 
ihrem vollen Betrage nach als Sicherheit anzunehmen. 
§ 69 
Hypotheken und Grundſchulden 


(1) Wird eine Forderung, für die eine Hypothek an einem inländiſchen Grundſtück beſteht, oder 
eine Grundſchuld an einem inländiſchen Grundſtück der Freien Stadt Danzig verpfändet ($ 109 Abſ. 1 
Nr. 7 des St. Gr. Geſ.), fo iſt der Annahmewert des Pfandrechts in der Meile zu berechnen, daß der 
Betrag, zu dem die zu verpfändende Hypothekenforderung oder Grundſchuld ſich innerhalb der 
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Grenze des $ 111 des St. Gr. Geſ. hält, um den Betrag der an der Hypothekenforderung oder an 
der Grundſchuld beſtehenden Rechte vermindert wird, die dem Pfandrecht der Freien Stadt Danzig 
im Range vorgehen. 

(2) Wird eine Rentenſchuld an einem inländiſchen Grundſtück der Freien Stadt Danzig verpfändet 
($ 109 Abj. 1 Nr. 7 des St. Gr. Geſ.) fo finden auf die Berechnung des Annahmewerts die Beſtim⸗ 
mungen des Abſ. 1 entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß der Annahmewert den fünf- 
fachen Betrag der Jahresrente nicht überſteigen darf. 

(3) Die Beſtimmungen der Abi. 1, 2 gelten entſprechend, wenn eine Forderung, für die eine 
Hypothek an einem inländiſchen Grundſtück beſteht, oder eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld an 
einem inländiſchen Grundſtück der Freien Stadt Danzig zur Sicherheit abgetreten wird (§ 109 Abi. 3 
des St. Gr. Geſ.). 

(4) Hypotheken und Grundſchulden, die für die Freie Stadt Danzig an inländiſchen Grundſtücken 
beſtellt werden (8 109 Abſ. 1 Nr. 8 des St. Gr. Geſ.), find zu ihren vollen Beträgen als Sicherheit 
anzunehmen, wenn ſie im Sinne des $ 111 des St. Gr. Geſ. mündelſicher ſind. 

(5) Rentenſchulden, die für die Freie Stadt Danzig an inländiſchen Grundſtücken beſtellt werden 
($ 109 Abi. 1 Nr. 8 des St. Gr. Geſ.) ſind zum fünffachen Betrage der Jahresrente als Sicherheit anzu- 
nehmen, wenn ſie im Sinne des $ 111 des St. Gr. Geſ. mündelſicher ſind. 


Steuerbürgſchaft 


8 70 

(1) Schuldverſprechen, Bürgſchaften und Wechſel (Verpflichtungserklärungen) ſolcher Kaufleute, 
die nach Maßgabe der SS 73 und 75 allgemein als Steuerbürgen zugelaſſen ſind, werden von allen 
Steuerämtern als Sicherheit angenommen, wenn die folgenden Vorausſetzungen vorliegen: Die 
Verpflichtungserklärungen müſſen den Erforderniſſen des $ 72 Abi. 1, 2 genügen. Durch die Übernahme 
der Verbindlichkeit darf die Bürgſchaftsſumme (§ 73 Abſ. 2 Satz 1) des Steuerbürgen nicht über⸗ 
ſchritten werden. Daß der Kaufmann als Steuerbürge allgemein zugelaſſen iſt und daß ſeine Bürg⸗ 
ſchaftsſumme nicht überſchritten wird, iſt dem Sicherheit verlangenden Steueramt durch eine dem § 77 
Abs. 3, 4 entſprechende Beſcheinigung nachzuweiſen. 

(2) Die Beſtimmungen, die in Abſ. 1, SS 71 bis 77 für die Kaufleute gegeben ſind, gelten ent⸗ 
ſprechend für die Handelsgeſellſchaften, die eingetragene Genoſſenſchaften und die öffentlichen Spar⸗ 
kaſſen. 

(3) Die Beſtimmungen der Abſ. 1, 2, SS 71, 73 bis 77 finden auf die Bank von Danzig keine 
Anwendung. Verpflichtungserklärungen der Bank von Danzig ſind von allen Steuerämtern als Sicher: 
heit anzunehmen, wenn ſie den Erforderniſſen des § 72 Abſ. 1, 2 genügen. 


§ 71 


(1) Schuldverſprechen, Bürgſchaften und Wechſel (Verpflichtungserklärungen) ſolcher Perſonen 
(natürliche Perſonen, verpflichtungsfähige Perſonenvereinigungen, juriſtiſche Perſonen), die nicht allge⸗ 
mein als Steuerbürgen (§ 73 Abſ. 1) zugelaſſen find, kann das Steueramt als Sicherheit an⸗ 
nehmen, wenn die folgenden Vorausſetzungen vorliegen: Die Verpflichtungserklärungen müſſen den 
Erforderniſſen des 8 72 Abſ. 1, 2 genügen. Die Perſon, die die Verbindlichkeit übernimmt, muß 
einen Wohnſitz (Sitz, Hauptniederlaſſung) im Inland haben. Sowohl der Steuerpflichtige als auch 
der, deſſen Verpflichtungserklärung als Sicherheit dienen ſoll, muß die Gewähr dafür bieten, daß er 
in der Lage iſt, die Verbindlichkeiten, die er der Freien Stadt Danzig gegenüber hat, zu erfüllen. 

(2) Ob die im Abſ. 1 Satz 4 bezeichneten Vorausſetzungen gegeben ſind, entſcheidet nach Prü⸗ 
fung der in Betracht kommenden Verhältniſſe das Steueramt nach ſeinem Ermeſſen. Über die Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit des Steuerpflichtigen ſowie der Perſon, deren Verpflichtungserklärung als Sicherheit 
angeboten wird, ſoll das Steueramt bevor es entſcheidet, in der Regel Ermittlungen anſtellen. Wird 
die Verpflichtungserklärung eines Kaufmanns beigebracht, der geſchäftsmäßig Sicherheit für andere 
leiſtet, aber nicht allgemein als Steuerbürge (§ 73 Abſ. 1) zugelaffen iſt, fo Toll das Steueramt durch 
Befragen des Kaufmanns den ungefähren Geſamtbetrag feſtſtellen, in deſſen Höhe der Kaufmann 
(ſeine Hauptniederlaſſung und feine Zweigniederlaſſungen) der Freien Stadt Danzig gegenüber durch 
Schuldverſprechen, Bürgſchaften und Wechſel Verbindlichkeiten bereits übernommen hat; der un⸗ 
gefähre Geſamtbetrag ſoll für den Schluß des Kalendervierteljahres feſtgeſtellt werden, das dem Tage, 
an dem die Verpflichtungserklärung bei dem Steueramt eintrifft, vorausgegangen iſt. Für die Er⸗ 
mittlungen über die Leiſtungsfähigkeit des Kaufmanns können die Beſtimmungen des § 75 Abj. 1, 2 
als Anhalt dienen. 
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(3) Das Steueramt ſoll in der Regel nicht zulaſſen, daß Steuerpflichtige durch Wechſel, Schuld⸗ 
verſprechen oder Bürgſchaften wechſelſeitig Sicherheit für einander leiſten. 

(4) Will eine Perſon, die nicht allgemein als Steuerbürge ($ 73 Abſ. 1) zugelaſſen iſt, durch 
Schuldverſprechen, Bürgſchaft oder Wechſel Sicherheit für einen anderen leiſten, ſo kann das Steuer⸗ 
amt verlangen, 


1. daß die Unterſchrift, ſofern ſie nicht durch das Gericht oder durch einen Notar beglaubigt iſt, 
vor einem Beamten des Landesſteueramtes vollzogen und von ihm beglaubigt wird; 


2. wenn die Verpflichtungserklärung durch Vertreter (zum Beiſpiel: für eine Aktiengeſellſchaft 
durch Vorſtandsmitglieder oder durch Prokuriſten) unterzeichnet wird; daß die Vertretungs⸗ 
befugnis durch Urkunden nachgewieſen wird. 


8 72 


(J) Schuldverſprechen und Bürgſchaftserklärungen müſſen ſchriftlich erteilt werden ($$ 780, 766 
Satz 1 des B. G. B.). Die Bürgſchaftsurkunde muß die Erklärung enthalten, daß der Bürge ſich als 
Selbſtſchuldner verbürgt (§ 773 Abſ. 1 Nr. 1 des B. G. B.). 


(2) Wechſel (gezogene oder eigene Wechſel, Artikel 1, 75 des Wechſelgeſetzes vom 9. März 1934 
— G. Bl. S. 135) müſſen von dem Steuerpflichtigen als Ausſteller unterzeichnet ſein. Die Perſon, 
deren Verpflichtungserklärung als Sicherheit dienen ſoll, muß, 


J. wenn es ſich um einen eigenen Wechſel handelt: den Wechſel als Bürge des Ausſtellers 
unterzeichnet haben; f 


2. wenn es ſich um einen gezogenen Wechſel handelt: in dem Wechſel als Bezogener benannt 
fein und den Wechſel (durch eine auf den Wechſel geſetzte ſchriftliche Erklärung) angenommen 
haben. 


In dem Wechſel muß die Freie Stadt Danzig, vertreten durch das Sicherheitsleiſtung verlangende 
Steueramt als Wechſelnehmer lerſter Wechſelgläubiger) bezeichnet ſein. Der Wechſel muß die Angabe 
enthalten, daß auf Sicht zu zahlen iſt. In dem Wechſel ſoll eine Friſt angegeben ſein, innerhalb deren 
der Wechſel zur Annahme vorzulegen it; die Friſt darf nicht kürzer als zwei Jahre und nicht länger 
als zehn Jahre ſein. 

8 73 

(1) Kaufleute, die geſchäftsmäßig Sicherheit für andere leiſten und ihre Hauptniederlaſſung 
im Inland haben, können vom Landeszollamt zur Sicherheitsleiſtung durch Schuldverſprechen, Bürg— 
ſchaft und Wechſel allgemein zugelaſſen werden (Steuerbürgen). 

(2) Bei der Zulaſſung (Abſ. 1) iſt ein Höchſtbetrag (Bürgſchaftsſumme) feſtzuſetzen. Die geſamten 
Verbindlichkeiten aus Schuldverſprechen, Bürgſchaften und Wechſeln, die ein Steuerbürge (Abſ. 1) 
gegenüber der Freien Stadt Danzig hat, dürfen nicht über die Bürgſchaftsſumme hinausgehen. 

(3) Die Beſtimmungen, die für die Zulaſſung als Steuerbürge gegeben find, gelten entſprechend 
für die Heraufſetzung der Bürgſchaftsſumme, die für einen Steuerbürgen feſtgeſetzt worden iſt. 


8 74 
(1) Die Zulaſſung kann nur auf Antrag des Steuerbürgen verfügt werden. Der Antrag iſt ſchrift⸗ 
lich zu ſtellen. Eine beglaubigte Abſchrift aus dem Handelsregiſter oder Genoſſenſchaftsregiſter, die 
den neueſten Stand der den Antragſteller betreffenden Eintragungen wiedergibt, iſt beizufügen. 


(2) Der Antrag hat zu enthalten: 


1. die Bezeichnung des Betrages, den der Antragſteller als Bürgſchaftsſumme (8 73 Abſ. 2 
Satz 1) beanſprucht; 


2. die Angabe des Geſamtbetrages, in deſſen Höhe der Antragſteller (feine Hauptniederlaſ⸗ 
ſung und ſeine Zweigniederlaſſungen) der Freien Stadt Danzig gegenüber durch Schuld⸗ 
verſprechen, Bürgſchaften und Wechſel Verbindlichkeiten bereits angenommen hat: 

3. die Darlegungen der Verhältniſſe, die für die Beurteilung der Leiſtungsfähigkeit des An⸗ 
tragſtellers in Betracht kommen; die letzte Bilanz iſt beizufügen: 

4. eine Erklärung, durch die ſich der Antragſteller verpflichtet, Anderungen in feinen Rechtsver⸗ 
hältniſſen, die in das Handelsregiſter oder in das Genoſſenſchaftsregiſter einzutragen ſind, 
unverzüglich ſobald die Anderung feſtſteht, ſpäteſtens gleichzeitig mit der Anmeldung zum Re⸗ 
giſter, dem Landeszollamt anzuzeigen. 
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(1) Über den Antrag (8 74 Abi. 2 Satz 1) ſoll das Landeszollamt in der Regel hören: 

1. die Induftrie- und Handelskammer; 

2. die Bank von Danzig; 

3. die Aufſichtsbehörde, wenn der Antrag von einem Verſicherungsunternehmen geſtellt worden 

iſt, das der Aufſicht unterliegt; 
4. den für den Geſchäftszweig des Antragſtellers zuſtändigen zentralen Berufsverband (Spi— 


tzenverband), bei Genoſſenſchaften, die einem Revilionsverband angehören, tritt dieſer an 
die Stelle des Spitzenverbandes. 


(2) Das Landeszollamt hat die anzugehen den Stellen insbeſondere aufzufordern, die ihm be⸗ 
kannten Tatſachen, die für die Bemeſſung der Bürgſchaftsſumme von Bedeutung ſein können, mit⸗ 
zuteilen oder über die Höhe der vom Antragſteller beanſpruchten Bürgſchaftsſumme ſich zu äußern. 


(3) Der Beſcheid, den das Landeszollamt dem Antragſteller erteilt, iſt nicht zu begründen. Soweit 
dem Antrag ſtattgegeben wird, iſt in der Verfügung die Zurücknahme der Zulaſſung und die Herab- 
ſetzung der Bürgſchaftsſumme ausdrücllich vorzubehalten. Gegen die Entſcheidung des Landeszollamts 
iſt ein Rechtsmittel nicht gegeben. 


(4) Das Landeszollamt kann die Verfügung, durch die es einen Kaufmann als Steuerbürgen 
allgemein zugelaſſen hat, zurücknehmen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Entſprechendes gilt für die 
Herabſetzung der Bürgſchaftsſumme. 

§ 76 


(1) Die überwachung der Steuerbürgen wird dem Zollamt übertragen, in deſſen Bezirk der 
Steuerbürge ſeine Hauptniederlaſſung hat (überwachendes Zollamt). Das überwachende Zollamt iſt 
von jeder Verfügung des Landeszollamts, durch die ein Kaufmann als Steuerbürge allgemein zuge— 
laſſen oder durch die eine Zulaſſung zurückgenommen wird, ſowie von jeder Heraufſetzung oder Herab- 
ſetzung der Bürgſchaftsſumme in Kenntnis zu ſetzen. Befinden ſich an einem Ort mehrere Zollämter, 
ſo kann das Landeszollamt die Überwachung der Steuerbürgen, die in den Bezirken dieſer Zollämter 
ihre Hauptniederlaſſungen haben, einem dieſer Zollämter übertragen. Allgemeine Anordnungen dieſer 
Art ſind öffentlich bekannt zu machen. 

(2) Der Steuerbürge hat der überwachenden Behörde einzureichen: 

1. ein Verzeichnis der Perſonen, die berechtigt ſind, namens des Steuerbürgen (ſeiner Haupt⸗ 
niederlaſſung und ſeiner Zweigniederlaſſungen) Schuldverſprechen und Bürgſchaftserklärungen, 
Wechſelannahmeerklärungen und Wechſelbürgſchaften zu vollziehen; Anderungen ſind der 
überwachenden Behörde alsbald anzuzeigen; 

2. die Namenszüge der in Nr. 1 bezeichneten Perſonen; 

3. ein Verzeichnis der Verbindlichkeiten aus Schuldverſprechen, Bürgſchaften und Wechſeln, die 
der Steuerbürge der Freien Stadt Danzig gegenüber bereits hat. In dem Verzeichnis iſt 
für jede Verbindlichkeit anzugeben 
a) das Steueramt (Zollamt), das namens der Freien Stadt Danzig die Verpflichtungs⸗ 

erklärung entgegengenommen hat; 
b) der Steuerpflichtige, für den die Sicherheit geleiſtet worden iſt; 
c) der Betrag, in deſſen Höhe Sicherheit geleiſtet worden iſt. 

(3) Geht der überwachenden Behörde (Abſ. 1) die Verfügung des Landeszollamts über die Zu— 
laſſung eines Steuerbürgen zu, ſo ſoll es den Steuerbürgen auf die in Abſ. 2 bezeichneten Obliegen- 
heiten hinweiſen. Solange der Steuerbürge die Obliegenheiten nicht erfüllt hat, werden Laſtſchriften 
auf die Bürgſchaftsſumme ($ 77 Abſ. 3) nicht vorgenommen. 

(4) Die überwachende Behörde (Abſ. 1) hat nach Maßgabe des § 77 darüber zu wachen, daß 
die Verbindlichkeiten aus Schuldverſprechen, Bürgſchaften und Wechſeln, die der Steuerbürge der 
Freien Stadt Danzig gegenüber hat, nicht über die Bürgſchaftsſumme hinausgehen. 

(5) ber die Vermögens⸗Verhältniſſe des Steuerbürgen ſoll die überwachende Behörde auf 
geeignete Weile ſich fortdauernd in Kenntnis halten (vgl. auch $ 74 Abſ. 2 Nr. 4). Werden der über⸗ 
wachenden Behörde Umſtände bekannt, die eine Zurücknahme der Zulaſſung oder eine Herabſetzung der 
Bürgſchaftsſumme erforderlich erſcheinen laſſen, ſo iſt an das Landeszollamt zu berichten. 
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8 77 

(1) Will der Steuerbürge ($ 74 Abſ. 1) einem Steueramt gegenüber durch Schuldverſprechen, 
Bürgſchaft oder Wechſel Sicherheit leiſten, ſo ſoll er ſeine Verpflichtungserklärung der überwachenden 
Behörde (§ 76 Abſ. 1) einreichen mit dem Antrag, die Bürgſchaftsſumme mit dem Betrage der 
Verbindlichkeit zu belaſten. Wird die Verpflichtungserklärung nicht der überwachenden Behörde, ſon⸗ 
dern dem Steueramt eingereicht, das namens der Freien Stadt Danzig die Erklärung entgegennehmen 
ſoll, ſo hat das Steueramt die Erklärung der überwachenden Behörde zu überſenden mit dem Er— 
ſuchen, nach Maßgabe der Abſ. 2 bis 4 zu verfahren. 

(2) Die überwachende Behörde prüft: 

1. ob die Perſon, deren Verpflichtungserklärung als Sicherheit dienen ſoll, als Steuerbürge 
allgemein zugelaſſen ift; 

2. ob die Bürgſchaftsſumme des Steuerbürgen überſchritten wird, wenn ſie mit der Verbindlich⸗ 
keit belaſtet wird; 

3. wenn die Verpflichtungserklärung durch einen Vertreter vollzogen worden iſt: ob Bedenken 
dagegen obwalten, daß die Unterſchriften von Perſonen herrühren, deren Vertretungsbefugnis 
der überwachenden Behörde gemäß $ 76 Abſ. 2 Nr. 1, 2 angezeigt worden iſt. 

(3) Wenn die in Abſ. 2 Nr. 1 enthaltene Frage zu bejahen iſt, die in Abſ. 2 Nr. 2, 3 bezeich⸗ 
neten Fragen dagegen zu verneinen ſind, ſo ſchreibt die überwachende Behörde den Betrag, in deſſen 
Höhe der Steuerbürge eine Verbindlichkeit übernehmen will, zu Laſten der Bürgſchaftsſumme. Sie 
ſtellt über die erfolgte Laſtſchrift eine Beſcheinigung (Abſ. 4) aus und überſendet dieſe Beſcheinigung 
nebſt der Verpflichtungserklärung dem Steueramt, das namens der Freien Stadt Danzig die Er— 
klärung entgegennehmen ſoll. 


(4) Die Beſcheinigung über die erfolgte Laſtſchrift kann auf die Urkunde geſetzt werden, die das 
Schuldverſprechen oder die Bürgſchaftserklärung enthält (nicht dagegen auf einen Wechſel). Wird die 
Beſcheinigung auf einem von der Verpflichtungserklärung getrennten Blatt ausgeſtellt, ſo ſind außer 
der Feſtſtellung, daß die Laſtſchrift erfolgt iſt, noch die folgenden Angaben in die Beſcheinigung 
aufzunehmen: 

1. die Bezeichnung des Steuerbürgen; 

2. die Bezeichnung des Steuerpflichtigen, für den Sicherheit geleiſtet werden ſoll; 

3. die Bezeichnung des Betrags (in Buchſtaben), in deſſen Höhe Sicherheit geleiſtet werden ſoll. 
Die Beſcheinigung (Satz 1, 2) iſt unter Angabe von Ort und Datum von dem Vorſteher und von 
einem weiteren (vom Landeszollamt) allgemein hierzu beſtimmten Beamten der überwachenden Be⸗ 
hörde (oder von den Vertretern dieſer Beamten) zu unterſchreiben, auch mit dem Abdruck des Dienit- 
ſtempels zu verſehen. 


(5) Iſt eine zu Laſten der Bürgſchaftsſumme geſchriebene Verbindlichkeit, die der Steuerbürge 
der Freien Stadt Danzig gegenüber übernommen hat, erloſchen, ſo hat das Steueramt, dem gegenüber 
die Verpflichtungserklärung abgegeben worden war, der überwachenden Behörde Anzeige von dem Er— 
löſchen zu machen. Die Anzeige muß enthalten: 
die Bezeichnung des Steuerbürgen, der die Sicherheit geleiſtet hatte; 
die Bezeichnung des Steuerpflichtigen, für den die Sicherheit geleiſtet worden war; 
die Angabe des Betrags (in Buchſtaben), in deſſen Höhe Sicherheit geleiſtet worden war; 
. die Feſtſtellung, daß die Verbindlichkeit erloſchen ift; 
die Unterſchriften des Vorſtehers und eines weiteren (von der Oberbehörde allgemein hier⸗ 

zu beſtimmten) Beamten des Steueramts oder der Vertreter dieſer Beamten ſowie den Ab⸗ 
druck des Dienſtſtempels des Steueramts (Zollamts). 
Auf Grund der Anzeige (Satz 1, 2) hat die überwachende Behörde die Bürgſchaftsſumme des Steuer— 
bürgen in Höhe des Betrags der erloſchenen Verbindlichkeit zu erlaſſen. 

(6) Der Steuerbürge ($ 73 Abſ. 1) iſt berechtigt, bei der überwachenden Behörde Einſicht in 
die Liſte zu nehmen, die das Zollamt über die Belaſtung der Bürgſchaftsſumme des Steuerbürgen 
führt. 
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$ 78 
Verpfändung von Waren 


(1) Verpfändung von Waren ſoll in der Regel nur für Verbrauchsſteuern als Sicherheit an⸗ 
genommen werden. Für andere Steuern ſoll die Verpfändung von Waren nur mit vorheriger Ge— 
nehmigung der Oberbehörde als Sicherheit angenommen werden. 

(2) Es iſt nicht erforderlich, daß die Waren, die verpfändet werden ſollen, ſich in einer öffent⸗ 
lichen Niederlage oder in einem Privatlager unter amtlichen Mitverſchluß befinden. 


(3) Die Beſtimmungen der Abſätze 1 und 2 gelten entſprechend wenn der Freien Stadt Danzig 
Waren zur Sicherheit übereignet werden ſollen. 


8 79 
Sonſtige Sicherheitsleiſtung 


(1) Sicherheitsleiſtung kann auch dadurch geleiſtet werden, daß das Steueramt bewegliche Sachen 
nach den Vorſchriften über das Beitreibungsverfahren pfändet. Sobald die Pfändung mit Einver⸗ 
ſtändnis des Steuerpflichtigen zum Zwecke der Sicherheitsleiſtung erfolgt, ſind keine Pfändungsge⸗ 
bühren zu erheben. 

(2) Als weitere Sicherungsmöglichkeit kommt die Inanſpruchnahme von Treuhandgeſellſchaften 
in Frage. 

Gemeinſame Beſtimmungen 
8 80 


(1) Nimmt das Steueramt auf Grund des 8 114 des St. Gr. Geſ. Vermögensgegenſtände als 
Sicherheit an, deren Annahmewert nicht durch SS 6567, 69 beſtimmt iſt, jo hat es den Annahme⸗ 
wert nach ſeinem Ermeſſen feſtzuſetzen. 


(2) Das Gleiche gilt, wenn das Steueramt anſtelle der in 88 109—114 des St. Gr. Geſ. be⸗ 
handelten Sicherheiten ſich mit Sicherungen der in $ 115 des St. Gr. Geſ. bezeichneten Art begnügt. 


§ 81 


(1) Wegen eines Sinkens des Börſenpreiſes um weniger als 10% bedarf es einer Verſtärkung 
der Sicherheit ($ 118 St. Gr. Geſ.) nicht. 


(2) Soweit Sicherheit gemäß § 109 Abſ. 1 Nr. 2 St. Gr. Geſ. geleiſtet worden iſt, darf das 
Steueramt wegen eines Sinkens des Kurswertes Verſtärkung der Sicherheit nur mit vorheriger Ge— 
nehmigung der Oberbehörde verlangen. 


(3) Das Steueramt hat darüber zu wachen, daß ablaufende Sicherheiten (3. B. Wechſel) recht⸗ 
zeitig erneuert oder durch andere Sicherheiten erſetzt werden. 


8 82 


(1) Für die Annahme und Herausgabe der als Sicherheit (Sicherung) dienenden Vermögensgegen⸗ 
Hände leinſchl. der Beweisurkunde) ſowie zur Abgabe aller ſonſtigen Willenserklärungen, die zur 
Begründung, Anderung und Beendigung des Sicherheitsverhältniſſes erforderlich ſind, iſt das Steuer⸗ 
amt zuſtändig. 


(2) Die Verwahrung ($ 62 Abi. 2 Satz 3) der als Sicherheit (Sicherung) dienenden Vermögens⸗ 
gegenſtände leinſchl. der Beweisurkunden) liegt, ſoweit nicht in der Steuerkaſſenordnung ein anderes 
beſtimmt iſt, dem Steueramt ob. 


(3) Werden Wertpapiere, ſonſtige Urkunden, Koſtenbarkeiten oder nicht kaſſenmäßige Gelder als 
Sicherheit hinterlegt, jo bewirkt dies nicht den Übergang des Eigentums an den hinterlegten Gegen— 
ſtänden. Dieſe ſind beſonders von den Beſtänden der Freien Stadt Danzig und von den Beſtänden 
Dritter zu verwahren. 

$ 83 


Die für die Verwahrung zuſtändige Behörde überwacht nicht, ob die hinterlegten Wertpapiere, 
Depotſcheine, Sparkaſſenbücher und Wechſel zur Auszahlung aufgerufen, ausgeloſt, gekündigt oder 
fällig werden oder eine ſonſtige Veränderung eintritt. Hierauf zu achten und das Geeignete zu ver⸗ 
anlaſſen, iſt lediglich Sache des Sicherheitsſtellers, den auch allein die nachteiligen Folgen treffen, 
wenn die nötigen Maßnahmen unterbleiben. 
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§ 84 
Die für eine Sicherheitsleiſtung zu berechnende Stempelſteuer hat der Sicherheitspflichtige zu 
tragen. 
§ 85 
Die ſich aus dieſem Abſchnitt ergebenden Befugniſſe des Landesſteueramtes gelten ſinngemäß für 
das Landeszollamt. Die Befugniſſe, die in dieſem Abſchnitt den Steuerämtern übertragen werden, 
gelten nicht für die Zollämter. Das Landeszollamt iſt jedoch ermächtigt, die den Steuerämtern zu⸗ 
ſtehenden Befugniſſe für den Geſchäftsbereich des Landeszollamts den Zollämtern ganz oder teilweiſe 


zu übertragen. 
Abſchnitt X 


Aufzeichnungspflicht 
(S 157 Abſ. 1 Ziff. 2 St. Gr. Geſ.) 
8 86 
(1) Der Aufzeichnungspflicht im Sinne des $ 157 Abſ. 1 Ziff. 2 St. Gr. Geſ. iſt genügt, wenn 
1. ſämtliche Entgelte, die der Steuerpflichtige für ſeine Leiſtungen erhält, fortlaufend, min⸗ 
deſtens täglich in ein Buch eingetragen werden und 
2. am Schluſſe jedes Steuerabſchnitts der Geſamtbetrag der vereinnahmten Entgelte ohne Rück⸗ 
ſicht auf ihre Verwendung zu Anſchaffungen uſw. ermittelt wird und 
3. weder bei der Eintragung der einzelnen Entgelte noch bei der Zuſammenzählung am Schluſſe 
des Steuerabſchnitts die geſchäftlichen oder häuslichen Ausgaben vorher abgezogen werden. 
(2) Pflegt der Steuerpflichtige vor Ermittlung des Betrages der vereinnahmten Entgelte aus der 
Kaſſe Beträge zur Beſtreitung von Ausgaben zu entnehmen, ſo hat er über dieſe Ausgaben Aufzeich⸗ 
nungen zu führen, die ihm und dem nachprüfenden Steueramt die Ermittlung der vereinnahmten 
Entgelte ohne Abzug der Ausgaben geſtatten. Ebenſo müſſen die aus den Einnahmen beſtrittenen 
geſchäftlichen Ausgaben erforderlichenfalls durch Einkaufsbücher uſw. nachgewieſen werden. 
(3) Die Eintragungen haben ſich auch auf den Eigenverbrauch vorbehaltlich der im § 88 vorge- 
ſehenen Ausnahmen zu erjtreden. 
8 87 
In Unternehmen, bei denen die Geſamtheit der vereinnahmten Entgelte im vorhergehenden Steuer⸗ 
abſchnitt nicht mehr als 10000 G betragen hat und kein Anlaß zu der Annahme beſteht, daß die 
Entgelte im laufenden Steuerabſchnitt dieſen Betrag überſteigen werden, iſt eine abweichend von der 
Regel des $ 86 Abſ. 1 Ziff. 1 nur am Schluſſe jeder Woche erfolgende Eintragung der vereinnahmten 
Entgelte nicht als Verletzung der Aufzeichnungspflicht zu betrachten. 
8 88 
In den im $ 87 genannten Unternehmen kann der Eigenverbrauch von der laufenden Eintragung 
in das Buch ausgenommen und am Schluſſe jedes Steuerabſchnitts in einem geſchätzten Betrage der 
Geſamtheit der Entgelte hinzugerechnet werden. 
$ 89 
Den Unternehmern, die ohne Begründung einer gewerblichen Niederlaſſung oder von Haus zu 
Haus oder auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder anderen öffentlichen Orten (3. B. auf 
einem der Offentlichkeit zugänglichen Privatgrunditüd) Umſätze ausführen, kann der Finanzſenator 
beſondere Aufzeichnungen vorſchreiben. 
Abſchnitt VI 
Landwirtſchaftliche Buchführung 
(SS 157, 158, 201 St. Gr. Geſ.) 
8 90 
Vorausſetzungen der Buchführungspflicht 
(1) Der Buchführungspflicht unterliegen ſelbſtwirtſchaftende Land- und Forſtwirte, gleichgültig 
ob ſie Eigentümer, Pächter oder Nießbraucher ſind. Nicht das rechtliche, ſondern das wirtſchaftliche 
Eigentum, nicht die rechtliche, ſondern die wirtſchaftliche Geſtaltung iſt für die Begriffsabgrenzung maß— 
gebend. 
(2) Bei der Prüfung, ob die Grenze der Buchführungspflicht hinſichtlich des landwirtſchaftlichen, 
forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Vermögens (§ 157 Abſ. 1 Ziff. 1 Buchſt. e St. Gr. Geſ.) oder 
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hinſichtlich der Einkünfte aus Land- und Forſtwirtſchaft ($ 157 Abi. 1 Ziff. 1 Buchſt. e St. Gr. Geſ.) 
überſchritten iſt, iſt das Folgende zu beachten: a 

1. Hat ein Landwirt ſeinen Betrieb nur zum Teil verpachtet, während er den Reſt ſelbſt be— 
wirtſchaftet, ſo kommt es darauf an, ob die Verpachtung im Rahmen des landwirtſchaftlichen 
Betriebs erfolgt und ob demgemäß die Einkünfte aus Verpachtung in dem landwirtſchaftlichen 
Betrieb anfallen oder nicht ($ 21 Abſ. 3 E. St. Geſ. 1934). Im erſteren Falle iſt bei der 
Entſcheidung, ob die Grenzen des $ 157 St. Gr. Geſ. hinſichtlich des Vermögens oder der 
Einkünfte erreicht ſind, bei dem Verpächter vom geſamten landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaft⸗ 
lichen und gärtneriſchen Vermögen und von den geſamten daraus erzielten Einkünften (einschl, 
der Einkünfte aus Verpachtung) auszugehen, im anderen Falle bleiben das verpachtete Tand- 
wirtſchaftliche, forſtwirtſchaftliche oder gärtneriſche Vermögen und die aus der Verpachtung 
erzielten Einkünfte außer Betracht. 

2. Wenn die Landwirtſchaft ganz oder zum Teil auf gepachtetem Grund und Boden betrieben 
wird, ſo iſt von dem ganzen Einheitswert auszugehen, der alſo ſowohl den Teilbetrag umfaßt, 
der dem Pächter zuzurechnen iſt (Pächteranteil), als auch dem Teil, der dem Verpächter 
anzurechnen iſt (Verpächteranteil). 

3. Unter landwirtſchaftlichem, forſtwirtſchaftlichem und gärtneriſchem Vermögen im Sinne des 
§ 157 Abi. 1 Ziff. 1 Buchſt. c St. Gr. Geſ. iſt das Rohvermögen vor Abzug der Schulden zu 
verſtehen. 

4. Für die Errechnung des Vermögens nach $ 157 Abſ. 1 Ziff. 1 Buchſt. c St. Gr. Geſ. iſt 
das land- und forſtwirtſchaftlich bewirtſchaftete, aber als Bauland bewertete Land nur mit 
einem Drittel des Einheitswerts anzuſetzen. 

5. Unter Reineinkünften im Sinne des § 157 Abſ. 1 Ziff. 1 Buchſt. e St. Gr. Geſ. ſind Ein⸗ 
künfte im Sinne des § 2 Abſ. 4, $S 13, 14 E. St. Geſ. 1934 zu verſtehen. 

6. Bei gemeinſchaftlichem Betrieb der Landwirtſchaft durch mehrere Perſonen gilt für die 
Buchführungspflicht die Gemeinſchaft oder Geſellſchaft als Land- und Forſtwirt. 


8 91 
Beginn und Ende der Buchführungspflicht 


(1) Die Buchführungspflicht nach 8 157 St. Gr. Geſ. beginnt für Land- und Forſtwirte mit dem 
Anfang des für die Gewinnermittlung bei der Einkommenſteuer oder Körperſchaftsſteuer maßgebenden 
Wirtſchaftsjahr, das auf den Zeitpunkt folgt, an dem erſtmalig bei einer Veranlagung zur Ein⸗ 
kommenſteuer oder Körperſchaftsſteuer oder Umſatzſteuer oder bei einer Einheitswertfeſtſtellung oder 
bei einem Rechtsmittelverfahren, das eine derartige Veranlagung oder Feſtſtellung betrifft, feſtgeſtellt 
worden iſt, daß eine der im $ 157 Abſ. 1 Ziff. 1 Buchſt. a oder c oder e des St. Gr. Geſ. bezeich⸗ 
neten Vorausſetzungen vorliegt. 

(2) Erſtmalig für die Zeit vom 1. Juli 1935 ab ſind Land- und Forſtwirte buchführungs- 
pflichtig, die nach den Feſtſtellungen, die zuletzt vor dem 1. Juli 1935 bei einer Veranlagung zur 
Einkommenſteuer oder Körperſchaftsſteuer oder Umſatzſteuer oder bei einer Einheitswertfeſtſetzung oder 
einem eine ſolche Veranlagung oder Feſtſtellung betreffenden Rechtsmittelverfahren getroffen worden 
find, eine der im § 157 Abſ. 1 Ziff. 1 Buchſt. a oder c oder e St. Gr. Geſ. bezeichneten Voraus- 
ſetzungen erfüllen. 

(3) Die Vorſchriften der Abſätze 1 und 2 gelten ſowohl für Land- und Forſtwirte, die das 
übliche Wirtſchaftsſahr vom 1. Juli bis 30. Juni haben, wie auch für Landwirte, die ein abweichendes 
Wirtſchaftsjahr haben. Land- und Forſtwirten mit einem derartig abweichenden Wirtſchaftsjahr, die 
verpflichtet ſind, vom 1. Juli 1935 ab Bücher zu führen, erwächſt aus der Tatſache, daß ſie die 
Einnahmen und Ausgaben in der Zeit vor dem 1. Juli 1935 nicht laufend aufgezeichnet haben, kein 
Rechtsnachteil. 

(4) Die Buchführungspflicht fällt wieder weg, wenn ſich auf Grund einer Veranlagung zur Ein— 
kommenſteuer, Körperſchaftsſteuer oder Umſatzſteuer oder auf Grund einer Einheitswertfeſtſtellung oder 
auf Grund eines eine ſolche Veranlagung oder Feſtſtellung betreffenden Rechtsmittelverfahrens ergibt, 
daß bei dem Land- und Forſtwirt keine der im § 157 Abi. 1 Ziff. 1 Buchſt. a oder c oder e 
St. Gr. Geſ. bezeichneten Vorausſetzungen vorgelegen hat. Der Wegfall der Buchführungspflicht wird 
wirkſam mit dem Beginn des Wirtſchaftsjahres, das auf den Zeitpunkt folgt, an dem die Feſtſtellung 
getroffen worden iſt. 

(5) Eine Feſtſtellung im Sinne der Abſ. 1, 2 und 4 gilt dann als getroffen, wenn der Beſcheid, 
der die Feſtſtellung enthält (3. B. der Steuerbeſcheid, der Feſtſtellungsbeſcheid, der Berichtigungsbeſcheid 
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oder die Rechtsmittelentſcheidung), bekannt gegeben worden iſt, und zwar entweder dem Steuerpflichtigen 
oder einer Perſon, die berechtigt iſt, den Beſcheid für den Steuerpflichtigen entgegenzunehmen. 
(6) Für den Beginn und den Wegfall der Buchführungspflicht kommt es nicht darauf an, ob die 
im Veranlagungsverfahren oder Feſtſtellungsverfahren oder Rechtsmittelverfahren getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen bereits rechtskräftig geworden ſind. 
8 92 


Befreiung von der Buchführungspflicht 
(1) Von der Heranziehung zur Buchführungspflicht ſoll das Steueramt abſehen: 


1. wenn kleinere Betriebe, bei denen im allgemeinen die Arbeit vom Betriebsinhaber und 
ſeinen Familienangehörigen geleiſtet wird, dadurch buchführungspflichtig werden, daß ſie in 
einem günſtigen Jahr die Grenze des $ 157 Abſ. 1 Ziff. 1 St. Gr. Geſ. überſchreiten (3. B. 
mehr als 10000 G Einkünfte erzielen). Dies gilt auch dann, wenn in ſolchen Betrieben 
vorübergehend (3. B. während der Ernte) fremde Arbeitskräfte beſchäftigt werden; 


2. wenn die Einkünfte in einem Wirtſchaftsjahr die Grenze von 10000 G nur deswegen über- 
ſteigen, weil in den Einkünften Veräußerungsgewinne im Sinne des § 14 E. St. Geſ. 1934 
oder Einkünfte aus außerordentlichen Waldnutzungen im Sinne des $ 33 Abſ. 3 E. St. Geſ. 
1934 enthalten ſind. 


(2) Die Steuerämter ſind ermächtigt, außer den in Abſ. 1 genannten Fällen einzelne Pflichtige 
auf Antrag von der Buchführungspflicht zu befreien oder den Beginn der Buchführungspflicht hinaus— 
zuſchieben, wenn die Buchführungspflicht von dem Ausgange eines Rechtsmittelverfahrens abhän⸗ 
gig iſt, es ſei denn, daß ein vom Steuerpflichtigen eingelegtes Rechtsmittel offenbar ausſichtslos iſt. 


Ordnungsmäßigkeit der Buchführung 
8 93 


(1) Der Gewinn iſt auf Grund des Abſchluſſes der Bücher zu ermitteln, wenn der Steuerpflich— 
tige nach den Vorſchriften der SS 157, 158 des St. Gr. Geſ. und nach den Vorſchriften dieſer Verord— 
nung über den Betrieb der Land- und Forſtwirtſchaft ordnungsmäßige, den Gewinn nachweiſende 
Bücher führt. 

(2) Die Bücher gelten vorbehaltlich der ſachlichen Richtigkeit als ordnungsmäßig, wenn ſie: 

1. alle Betriebsvorgänge, insbeſondere auch die Entnahmen und die Einlagen im Sinne des 8 4 
des Einkommenſteuergeſetzes, nach beſtimmten Grundſätzen und nach der Zeitfolge geordnet, 
mit ihrem Geldwert ausweiſen. Betriebsvorgänge im Sinne dieſer Vorſchrift ſind nur ſolche 
zwiſchen dem Betrieb und Dritten (auch zwiſchen Betrieb und Betriebsinhabern, z. B. Ent⸗ 
nahmen, Einlagen), nicht aber Betriebsvorgänge, die ſich lediglich innerhalb des Betriebs 
ſelbſt (z. B. Weidegang) abſpielt; 

2. auf Grund einer jährlichen Beſtandsaufnahme die Anderungen im Wert und in der Zu— 
ſammenſetzung des Betriebsvermögens darſtellen. Die Beſtandsaufnahme braucht ſich nicht 
auf das ſtehende Holz zu erſtrecken, 


3. den Vorſchriften der nachfolgenden SS 94 bis 97 dieſer Verordnung genügen. 


(3) Zu den Entnahmen im Sinne des Abſ. 2 gehört der Eigenverbrauch. Als Eigenverbrauch 
gilt der Wert der Gegenſtände, Ausbeuten, Nutzungen oder Dienſtleiſtungen, die der Steuerpflichtige 
aus ſeinem Betriebe für ſich und ſeinen Haushalt oder für andere außerhalb des Betriebs liegende 
Zwecke z. B. Verpflegung von Verwandten und Gäſten entnommen wird. Der Eigenverbrauch kann 
bei kleineren Betrieben von den laufenden Eintragungen ausgenommen und am Schluß jeden Mo⸗ 
nats in einem geſchätzten Betrage aufgeführt werden, wenn er insbeſondere durch die Angabe der 
Zahl der täglich verpflegten Perſonen näher erläutert wird. 


(4) Der Leiter des Landesſteueramtes kann Pauſchſätze für den Eigenverbrauch feſtſetzen. Die 
Pauſchſätze können nach Größe und Beſchaffenheit der Betriebe abgeſchätzt werden. Der Leiter des 
Landesſteueramts kann ferner nach Anhörung der Berufsvertretung der Landwirtſchaft beſtimmen, 
welche Betriebe im Sinne dieſer Vorſchrift als kleinere Betriebe anzuſehen ſind. Dabei iſt neben der 
Größe des Betriebes entſcheidendes Gewicht darauf zu legen, ob der Beſitzer weſentlich im Betriebe 
mitarbeitet. 

Ss 94 


(1) Ein beſtimmtes Buchführungsſyſtem iſt nicht vorgeſchrieben. 
(2) Ordnungsmäßig iſt auch eine Buchführung, bei der die Bücher ganz oder zum Teil außerhalb 
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des Betriebs geführt werden (Fernbuchführung). Liegt eine Fernbuchführung vor, ſo müſſen die von 
dem Steuerpflichtigen im Betrieb ſelbſt vorgenommenen Grundbuchungen (3. B. Eintragungen in das 
Tagebuch oder Kaſſenbuch, Aufzeichnungen für die Buchſtelle, Wochenberichte uſw.) den Regeln ord— 
nungsmäßiger landwirtſchaftlicher Buchführung entſprechen. 
(3) Loſe-Blatt-Buchführung iſt zuläſſig. Sie muß jedoch, falls ſie für ſteuerliche Zwecke aner— 
kannt werden ſoll, die folgenden Vorausſetzungen erfüllen: 
a) richtige Zeitfolge der Verbuchung, 
b) gegenſeitige Verweiſungen zwiſchen Grundbuchungen, Konten und Belegen, 
e) klare berſicht durch ſyſtematiſchen Kontenplan, 
d) Nachweis über die im Gebrauch befindlichen bezw. beſchrifteten loſen Blätter durch Regiſter, 
e) ordnungsmäßige und leicht auffindbare Ablage der Belege, 
) Vorkehrungen gegen Verlegung, Entfernung oder Umſtellung von loſen Blättern. 


§ 95 


Zuſammenſtellungen und Verzeichniſſe über das Vermögen, die Grundſtücke 
. und den Anbau 


(1) Unmittelbar nach Schluß des Wirtſchaftsjahres ſind zu fertigen: 

1. ein Vermögensverzeichnis, in dem die Wirtſchaftsgüter des Anlage⸗ und Umlaufsvermögens 
einſchließlich der Vorräte, Forderungen, Schulden, Barbeſtände u. dgl. aufzuführen ſind. 
Nicht eingetragen zu werden brauchen im Betrieb gewonnene Erzeugniſſe, die nicht zum Ver— 
kauf beſtimmt ſind und deren gewichts- oder mengenmäßige Feſtſtellung auf Schwierigkeiten 
ſtößt (3. B. Heu, Stroh, Kompoſt, Gülle, ſelbſterzeugter Dünger u. dgl.); 

2. eine Vermögenszuſammenſtellung. 

(2) Die Betriebsgrundſtücke ſind nach den hauptſächlichſten Bewirtſchaftungsarten (Acker, Wieſen, 
Wald, Gartenland uſw.) geordnet, außerhalb des Vermögensverzeichniſſes geſondert in einem Grund- 
ſtücksverzeichnis aufzuführen. In dem Grundſtücks verzeichnis iſt anzugeben, welche Grundſtücke im 
Eigentum des Land- und Forſtwirts ſtehen, welche Grundſtücke gepachtet und welche Grundſtücke ver⸗ 
pachtet ſind. Die einzelnen Parzellen brauchen in das Grundſtücksverzeichnis nicht eingetragen zu werden. 

(3) Außer dem Vermögensverzeichnis und dem Grundſtücksverzeichnis it ein Anbau- und Ernte⸗ 
verzeichnis zu führen. Aus dem Anbau- und Ernteverzeichnis muß ſich ergeben, mit welchen Frucht— 
arten uſw. die ſelbſtbewirtſchafteten Flächen im abgelaufenen Wirtſchaftsjahr beſtellt waren und welche 
Mengenerträge ſie gebracht haben. Erzeugniſſe, die nicht zum Verkauf beſtimmt ſind und deren Ge— 
wicht oder mengenmäßige Feſtſtellung auf Schwierigkeiten ſtößt, brauchen nicht eingetragen zu werden. 

(4) Vermögensverzeichnis, Grundſtücksverzeichnis und Anbauverzeichnis können verbunden werden. 


8 96 
Viehregiſter, Naturalien regiſter und Lohnregiſter 


(1) Neben der fortlaufenden Aufzeichnung aller Betriebsvorgänge ſind ein Viehregiſter, ein Na— 
turalienregiſter und ein Lohnregiſter zu führen. 

(2) Das Viehregiſter weiſt die Zug- und Nutzviehbeſtände zu Beginn des Wirtſchaftsjahrs, die 
Zugänge (Zukäufe, Geburten), die Abgänge (Verkäufe, Todesfälle, Schlachtungen) und alle ſonſtigen 
Veränderungen (Verſetzungen) im Lauf des Wirtſchaftsjahrs und die Beſtände am Schluß des Wirt— 
ſchaftsjahrs nach. 

(3) Das Naturalienregiſter weiſt die Beſtände an Erzeugniſſen der verſchiedenen Betriebszweige 
der Land- und Forſtwirtſchaft am Anfang des Wirtſchaftsjahrs, ihre Zu- und Abgänge unter Angabe 
ihrer Herkunft und Verwendung und die Beſtände am Schluß des Wirtſchaftsjahrs nach. 

(4) In dem Lohnregiſter ſind laufend die Barlöhne und Sachbezüge (Deputate), die den im Be- 
trieb beſchäftigten Arbeitern und Arbeiterinnen gewährt werden, einzutragen. 


8 97 


Die in §s 95 und 96 vorgeſchriebenen Verzeichniſſe und Regiſter find ohne Rückſicht darauf zu 
führen, welches Buchhaltungsſyſtem gewählt iſt. Sie müſſen alſo auch dann geführt werden, wenn 
ſie etwa nach den Regeln ordnungsmäßiger landwirtſchaftlicher Buchführung nicht geführt zu werden 
brauchen. 
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$ 98 
Sachliche Richtigkeit der Gewinnberechnung 


Die Gewinnberechnung muß den ſachlichen Regeln ordnungsmäßiger landwirtſchaftlicher Buchfüh— 
rung und den Vorſchriften des § 4 E. St. Geſ. entſprechen. 


Abſchnitt XII 


Durchführung von Buch⸗ und Betriebsprüfungen 
(§ 158 Abſ. 9 und 10 St. Gr. Geſ.) 
* 8 99 

(1) Buch- und Betriebsprüfungen können im Steuerermittlungsverfahren, im Steuerjtrafverfah- 
ren oder in Ausübung der Steueraufſicht bei allen Steuerpflichtigen, die nach den Steuergeſetzen 
Bücher zu führen oder Aufzeichnungen zu machen haben, zum Zwecke einer Nachprüfung von Ver⸗ 
hältniſſen angeordnet werden, die für die Beſteuerung oder für ein Steuerſtrafverfahren von Be— 
deutung ſein können ($ 158 Abſ. 9 St. Gr. Geſ.). 


(2) Als Buch- und Betriebsprüfung gilt die Aufklärung einzelner Punkte auch dann nicht, wenn 
aus dieſem Anlaß Einſicht in Geſchäftsbücher, Geſchäftspapiere, Aufzeichnungen und dergleichen oder 
in ſonſtige Einzelheiten der Betriebsführung genommen wird. 


$ 100 


(1) Der ordentlichen Buch- und Betriebsprüfung im Sinne des § 158 Abi. 10 St. Gr. Geſ. 
werden im Rahmen der fortlaufenden Durchprüfung von Betrieben durch entſprechend vorgebildete Be— 
amte, Angeſtellte oder Sachverſtändige der Steuerverwaltung alle Groß- und Mittelbetriebe min⸗ 
deſtens alle drei Jahre einmal unterworfen. 


(2) Als Großbetriebe ſind nach den Unterſcheidungsmerkmalen der amtlichen Betriebsſtatiſtik alle 
Gewerbebetriebe anzuſehen, die mehr als 50 Perſonen einſchl. des Inhabers beſchäftigen. Als Groß⸗ 
betriebe gelten ferner alle Betriebe, deren Umſatz mehr als eine Million Gulden oder deren Rohver⸗ 
mögen mehr als 400 000 G beträgt. Der Leiter des Landesſteueramtes kann ferner ſolche Betriebe 
zu Großbetrieben erklären, die nach ihrer wirtſchaftlichen Bedeutung als wichtig anzuſehen ſind. 


(3) Mittelbetriebe ſind alle Betriebe, deren Umſatz weniger als 1 Million und mehr als 
200 000 G beträgt oder deren Einkommen mehr als 12000 G oder deren Betriebsvermögen (Ka⸗ 
pitalkonto) mehr als 20000 G beträgt. 

§ 101 


Außerordentliche Buch- und Betriebsprüfungen können, unabhängig von den ordentlichen, vorge- 
nommen werden, wenn ein beſonderer Anlaß dazu vorliegt, insbeſondere, wenn ſich Bedenken gegen 
die Richtigkeit von Angaben eines Steuerpflichtigen oder gegen die Ordnungsmäßigkeit der Buchfüh⸗ 
rung ergeben. 

$ 102 


(1) Die ordentlichen Buch- und Betriebsprüfungen ſollen ein vollständiges Bild von der ge⸗ 
ſamten Betriebsführung ergeben. Sie haben daher jeweils den Zeitraum bis zu der zuletzt erfolgten 
Prüfung zu umfaſſen. 


(2) Bei Betrieben, die zum erſten Male einer Buch- und Betriebsprüfung unterworfen werden, iſt 
die Prüfung in der Regel auf nicht mehr als drei zurückliegende Steuerabſchnitte auszudehnen. Die 
Prüfung kann auf einen früheren Zeitraum erſtreckt werden, wenn Zweifel gegen die Richtigkeit von 
Unterlagen beſtehen, auf Grund deren ein Steuerpflichtiger für den früheren Zeitraum beſteuert wor— 
den iſt. 


(3) Außerordentliche Buch- und Betriebsprüfungen haben ſich auf den Zeitraum zu erſtrecken, 
deſſen Prüfung zur Aufklärung der Bedenken erforderlich iſt, die Anlaß zur Vornahme der Prü- 
fung gegeben haben. 

§ 103 

Zum 1. April jeden Jahres haben die Vorſteher der Steuerämter dem Leiter des Landes⸗ 
ſteueramts anzuzeigen, welche von der Prüfungsſtelle ihres Amtes zu prüfenden Betriebe im ver⸗ 
gangenen Kalenderjahr einer ordentlichen oder außer ordentlichen Buch- und Betriebsprüfung unter⸗ 
worfen worden ſind. 
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Abſchnitt XIII 


Vereinfachung bei der Zuſtellung von Beſcheiden im Beſteuerungsverfahren 
($ 204 Abſ. 3, $ 239 Abſ. 2 St. Gr. Geſ.) 
8 104 
Bei ſchriftlichen Beſcheiden, die im Beſteuerungsverfahren ergehen (insbeſondere bei Steuer— 
beſcheiden, bei Feſtſtellungsbeſcheiden und bei Rechtsmittelentſcheidungen im Beſteuerungsverfahren), 
kann die Zuſtellung ($ 64 St. Gr. Geſ.) im Inland dadurch erſetzt werden, daß der Beſcheid dem Steu— 
erpflichtigen oder der ſonſtigen Perſon, für die der Beſcheid beſtimmt iſt, durch einfachen Brief ver— 
ſchloſſen zugeſandt wird. 
§ 105 


Bei Zuſendung durch einfachen Brief gilt die Bekanntgabe mit dem dritten Tage nach der Auf— 
gabe zur Poſt als bewirkt, es ſei denn, daß der Steuerpflichtige oder wer ſonſt auf dem Brief als 
Empfänger bezeichnet iſt, darlegt, daß ihm der Beſcheid nicht innerhalb dieſer Friſt zugegangen iſt. 


Abſchnitt XIV 


Koſten des Steuerermittlungsverfahrens, des Rechtsmittelverfahrens und der Zwangsvollſtreckung 
(SS 213, 239 a, 321 St. Gr. Geſ.) 
$ 106 

In den Fällen des § 199 Abi. 2 Satz 2 des St. Gr. Geſ. hat der Steuerpflichtige die Auslagen, 
die durch die Heranziehung beſonderer Sachverſtändigen entſtehen, zu tragen und auf Verlangen des 
Steueramts vorzuſchießen. 

$ 107 

(1) Iſt Einſpruch, Berufung, Anfechtung oder Rechtsbeſchwerde eingelegt worden, jo kann der 
Vorſitzende der Rechtsmittelbehörde verfügen, daß der Beſchwerdeführer an die Kaſſe des Steueramts, 
das für die Erhebung der Rechtsmittelkoſten zuſtändig iſt, einen Koſtenvorſchuß zu zahlen hat. In 
der Verfügung iſt der zu zahlende Koſtenvorſchuß To hoch feſtzuſetzen, daß die Koſten, die im Falle 
der Zurückweiſung des Rechtsmittels dem Beſchwerdeführer zur Laſt fallen, vorausſichtlich aus dem 
Koſtenvorſchuß gedeckt werden können. In der Verfügung iſt ferner eine Friſt zu beſtimmen, inner⸗ 
halb deren die Zahlung des Vorſchuſſes nachzuweiſen iſt. Gegen die Verfügung iſt ein Rechtsmittel 
oder ein ſonſtiger Rechtsbehelf nicht gegeben. 

(2) Liegen die Vorausſetzungen des Abſ. 1 vor, jo iſt das Rechtsmittel als unzuläſſig zu ver: 
werfen, wenn die Zahlung des Koſtenvorſchuſſes nicht rechtzeitig nachgewieſen wird. Wegen Verſäu⸗ 
mung der Nachweisfriſt kann Nachſicht gewährt werden. (SS 62, 63 St. Gr. Geſ.). Die Vorſchrift des 
§ 234 Abſ. 2 St. Gr. Geſ. findet entſprechende Anwendung. 

(3) Werden die Koſten des Rechtsmittelverfahrens nicht dem Beſchwerdeführer auferlegt oder 
geht der Koſtenvorſchuß über den Betrag hinaus, den der Beſchwerdeführer als Koſten des Rechts— 
mittelverfahrens zu zahlen hat, ſo iſt ihm der zuviel gezahlte Betrag von Amts wegen zu erſtatten. 

8 108 | | | 
y Auf die Berechnung der Koſten im Verwaltungszwangsverfahren finden die 88 55 ff. der 
N Verordnung vom 15. November 1899 betr. das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von 


W Geldbeträgen (Pr. Geſ. S. S. 545) in der Faſſung der Verordnung vom 6. Juli 1923 (G. Bl. S. 777, 
882) vom 25. April 1925 (G. Bl. S. 124) und vom 16. Februar 1926 (G. Bl. S. 60) Anwendung. 
Abſchnitt XV 
Unterwerfungsverfahren 
($ 415 St. Gr. Geſ.) 
§ 109 

Die Unterwerfung im Sinne des § 415 St. Gr. Geſ. iſt bei allen Zuwiderhandlungen zuläſſig, 
ſoweit die Entſcheidung gemäß § 391 Abſ. 2, $ 398 des St. Gr. Geſ. den Steuerämtern zuſteht. 

8 110 

(1) Eine Unterwerfung liegt nur dann vor, wenn der Beſchuldigte perſönlich oder durch einen mit 
ſchriftlicher Vollmacht verſehenen Beauftragten die Zuwiderhandlung vor einem Beamten des Steuer— 
amts (Zollamts) oder einer Aufſichts- oder Hilfsſtelle vorbehaltlos einräumt, ſich der feſtzuſetzenden 
Strafe unterwirft und auf Erlaß eines Strafbeſcheides verzichtet. Die Vorſchriften des $ 414 Satz 
2—4 des St. Gr. Geſ. finden Anwendung. 
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(2) Die Unterwerfung wird mit Genehmigung der Straffeſtſetzung durch den Vorſteher des Steuer⸗ 
amts (Zollamts), ſeinen Vertreter oder einen mit der Genehmigung der Straffeſtſetzung allgemein 
beauftragten Beamten wirkſam; die Genehmigung kann nur innerhalb dreier Monate erteilt werden. 
Bis zum Ablauf dieſer Friſt iſt der Beſchuldigte an die Unterwerfungserklärung gebunden. Die Bin⸗ 
dung erliſcht, wenn die zur Genehmigung berufene Stelle die Genehmigung vorher verſagt. 

(3) Die Verſagung der Genehmigung ſoll dem Beſchuldigten verkündet oder ſchriftlich mitgeteilt 
werden. Die Vorſchriften des $ 419 Abſ. 2, 3 des St. Gr. Geſ. gelten für die Verſagung der Geneh- 
migung entſprechend; die Zuſtellung kann durch ſchriftliche Mitteilung erſetzt werden. 

(4) Der Leiter der Oberbehörde kann ſich die Genehmigung allgemein oder für beſondere Fälle 
vorbehalten. 

§ 111 
(1) Über die Unterwerfungsverhandlung iſt eine Niederſchrift aufzunehmen. 
(2) Die Niederſchrift muß enthalten: 
1. den Tag der Verhandlung, 

2. den Namen des Beſchuldigten, 

3. die ihm zur Laſt gelegte Zuwiderhandlung, 

4. das anzuwendende Strafgeſetz, 

5. die vorbehaltloſe Einräumung der Zuwiderhandlung durch den Beſchuldigten, 

6. die feſtzuſetzende Strafe und die Unterwerfung unter dieſe Straffeſtſetzung durch den Be— 
ſchuldigten, 

7. den Verzicht des Beſchuldigten auf Erlaß eines Strafbeſcheides, 

8. einen Ausſpruch über die Koſten des Verfahrens. 

(3) Die Niederſchrift ſoll ferner nähere Angaben über die perſönlichen Verhältniſſe des Be— 
ſchuldigten enthalten. 

(4) Die Niederſchrift it von dem Beſchuldigten und von dem aufnehmenden Beamten zu unter— 
ſchreiben. Iſt der Beſchuldigte zur Abgabe der Unterſchrift außerſtande, jo hat er die Niederſchrift 
mit ſeinem Handzeichen zu verſehen; verweigert er die Unterſchrift oder die Hinzufügung des Hand— 
zeichens, ſo gilt die Unterwerfung als nicht erfolgt. 


8 112 
Iſt der Beſchuldigte über 14, aber noch nicht 18 Jahre alt, jo iſt zur Wirkſamkeit der Unter- 


werfung, inſoweit es ſich nicht um Perſonen handelt, die außerhalb des Gebietes der Freien Stadt 
Danzig wohnen, die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters erforderlich. 


8 113 
(1) Die Vollmacht eines Beauftragten hat ausdrücklich den Auftrag zu einer Unterwerfung im 
Strafverfahren auszuſprechen und den Betrag anzugeben, bis zu deſſen Höhe der Beauftragte zur 
Unterwerfung für den Beſchuldigten bevollmächtigt worden iſt. 
(2) Die Vollmacht kann der Unterwerfungserklärung nachgereicht werden. Eine vor Eingang der 
Vollmacht erteilte Genehmigung der Unterwerfung iſt jedoch nicht wirkſam. 


8 114 
Gegenſtände, deren Einziehung verwirkt iſt und deren Aufbewahrung einen unverhältnismäßigen 
Koſtenaufwand erfordert oder die dem Verderben ausgeſetzt ſind, können bei Gefahr im Verzuge dem 
dem Beſchuldigten auf Antrag bereits vor der Genehmigung der Straffeſtſetzung gegen ſofortige Er- 
legung des Wertes überlaſſen werden. Das gleiche gilt für Gegenſtände, die einen marktgängigen Preis 
haben oder deren Wert gering iſt, wenn die Genehmigung der Straffeſtſetzung nicht ſogleich eingeholt 
werden kann. 
8 115 
(1) Das Unterwerfungsverfahren iſt ſtempelfrei. 
(2) Für die Unterwerfungsverhandlung wird die Hälfte der Gebühr erhoben, die nach 8 424 
Buchſt. a) des St. Gr. Geſ. für Strafbeſcheide zu erheben iſt. 
(3) Für die Auslagen gilt $ 424 Buchſt. b) des St. Gr. Geſ. 


8 116 
§ 440 des St. Gr. Geſ. findet auf die Unterwerfung Anwendung. 
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Abſchnitt XVI 


Stundung, Niederſchlagung, Ausfallſtellung und Erlaß im Verwaltungsſtrafperfahren 
(SS 429, 447 St. Gr. Geſ.) 
§ 117 
Die Beſtimmungen des Abſchnitts VII gelten auch für die Stundung von Geldſtrafen und Koſten 
im Verwaltungsſtrafverfahren. 
8 118 
(1) Niederſchlagung iſt die Abſtandnahme von der Einleitung oder Durchführung eines Verwal⸗ 
tungsſtrafverfahrens. 
(2) Das Steueramt iſt zur Niederſchlagung einer Unterſuchung zuſtändig, 

1. wenn eine Hinterziehung nicht in Frage kommt und das Verſchulden des Täters gering⸗ 
fügig iſt. Von dieſer Befugnis ſoll insbeſondere bei Ordnungswidrigkeiten Gebrauch gemacht 
werden, ſofern es nicht gilt, einen hartnäckigen Widerſtand des Steuerpflichtigen zu brechen, 
oder ſofern nicht ſonſtige wichtige Belange der Steuerverwaltung auf dem Spiele ſtehen; 

2. wenn eine Hinterziehung vorliegt, aber die Schuld des Täters gering iſt und die Folgen der 
Tat unbedeutend ſind (§S 153 Abſ. 2 Str. Proz. Ordnung.); 

3. wenn die Strafe neben einer Strafe, die gegen den Beſchuldigten wegen einer anderen Tat 
rechtskräftig verhängt worden iſt oder die er wegen einer anderen Tat zu erwarten hat, 
nicht ins Gewicht fällt (§S 154 Str. Proz. Ordng.). 


§ 119 
Geldſtrafen und andere auf Grund eines Verwaltungsſtrafverfahrens geſchuldete Geldleiſtungen 
ſind von Amts wegen in Ausfall zu ſtellen ($ 55 Abſ. 1), wenn 
1. die allgemeinen Vorausſetzungen der Ausfallſtellungen (§ 56) vorliegen, wenn alſo 
a) die Zwangsvollſtreckung keinen Erfolg gehabt hat oder 
b) feſtſteht, daß die Zwangsvollſtreckung keinen Erfolg haben wird, oder 
c) die Koſten der Zwangsvollſtreckung außer Verhältnis zu dem geſchuldeten Betrage ſtehen 
und 
2. die Umwandlung der geſchuldeten Geldleiſtung in eine Erſatzfreiheitsſtrafe 
a) unzuläſſig oder zwecklos iſt, z. B. weil der Beſtrafte ſich dauernd im Ausland aufhält, 
oder 
b) eine über den Strafzweck hinausgehende Härte bedeuten würde. 


8 120 
(J Für die Ausfallſtellung it die Strafſachenſtelle zuſtändig. Die Verfügung über die Ausfall⸗ 
ſtellung iſt von dem Vorſteher des Steueramtes abſchließend zu zeichnen, in den Fällen des Abſ. 2 
vorbehaltlich der Genehmigung der Oberbehörde. 
(2) Die Genehmigung der Oberbehörde iſt erforderlich, wenn die in Ausfall zu ſtellende Summe 
den Betrag von 500 8 überſteigt. 


8 121 
Ein Erlaß von Strafen und Erſatzſtrafen im Gnadenwege iſt nur zuläſſig, wenn 
1. die Zwangsvollſtreckung die wirtſchaftliche Lage des Schuldners gefährden würde, und wenn 
2. die Vollſtreckung der Strafe oder Erſatzſtrafe eine über den Strafzweck hinausgehende Härte 
bedeuten würde. 
$ 122 
(1) Der Erlaß wird von der Strafſachenſtelle bearbeitet. 
(2) Zum Erlaß ſind zuſtändig: 
a) das Steueramt, ſofern die zu erlaſſende Strafe oder Erſatzſtrafe im einzelnen Falle den 
Betrag von 500 G nicht überſteigt; 
b) das Landesſteueramt, ſofern die zu erlaſſende Strafe oder Erſatzſtrafe im einzelnen Falle 
den Betrag von 5000 G nicht überſteigt. 
(3) Zur Ablehnung iſt das —— — ohne Rückſicht auf die Höhe des beantragten Be— 
trages zuſtändig. 
8 123 
(1) Die Verwaltungsbehörden find auch zum Erlaß von Erſatzfreiheitsſtrafen zuſtändig, in die eine 
im Verwaltungsſtrafverfahren verhängte Geldſtrafe umgewandelt worden iſt. 
(2) Das gleiche gilt für die Anordnung, daß die Vollſtreckung der Erſatzſtrafe unterbleibt, weil 
die Geldſtrafe ohne Verſchulden des Beſchuldigten nicht eingebracht werden kann (§ 29 Str. Geſ. B.). 
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(3) Die Vorſchriften der 88 117, 118 Abſ. 2 gelten entſprechend. 


8 124 
Die ſich aus dieſem Abſchnitt ergebenden Befugniſſe des Landesſteueramtes gelten ſinngemäß 
für das Landeszollamt. Die Befugniſſe, die in dieſem Abſchnitt den Steuerämtern übertragen wer⸗ 
den, gelten nicht für die Zollämter. Das Landeszollamt iſt jedoch ermächtigt, die den Steuerämtern 
zuſtehenden Befugniſſe für den Geſchäftsbereich des Landeszollamts den Zollämtern ganz oder teilweiſe 
zu übertragen. 
Abſchnitt XVII 
Übergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen 
8 125 
(1) Dieſe Durchführungsbeſtimmungen treten mit Ausnahme des $ 3 mit ihrer Verkündung 
in Kraft. Den Zeitpunkt, an dem die einzelnen Beſtimmungen des $ 3 in Kraft treten, beſtimmt der 
Finanzſenator. 
(2) Mit dem Inkrafttreten dieſer Durchführungsbeſtimmungen treten außer Kraft: 
a) die Durchführungsbeſtimmungen vom 15. März 1933 (G. Bl. S. 123), 
b) die Verordnung über die Ordnungsmäßigkeit der landwirtſchaftlichen Buchführung vom 
27. März 1926 (St. A. I S. 110), 
c) 85 33-35 der Durchführungsbeſtimmungen zum Umſatzſteuergeſetz vom 20. Dezember 1932 
(St. A. 11933 S. 7), 
d) die Verordnung über Erhebung von Gebühren im Unterwerfungsverfahren vom 1. Oktober 
1924 (St. A. I S. 259). 
$ 126 
Artikel 1 Ziffer 26 und 28 der Verordnung zur Abänderung des Steuergrundgeſetzes vom 
15. Auguſt 1935 (G. Bl. S. 883) gelten nicht für die Fälle, in denen die Einſpruchsentſcheidung vor 
dem 15. Auguſt 1935 ergangen iſt. 


Danzig, den 9. Oktober 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Anlage 


Die Vorſchriften der SS 55 ff. der Verordnung vom 15. 11. 1899 betr. das Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen (Pr. Geſ. Samml. S. 545) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 6. 7. 1923 (G. Bl. S. 777, 882), vom 25. 4. 1925 (G. Bl. S. 124) und vom 
16. 2. 1926 (G. Bl. S. 60) lauten wie folgt: 

§ 55 

Im Vollſtreckungsverfahren werden Gebühren erhoben: 

J. für die Pfändung von Sachen, für die Wegnahme der vom Schuldner herauszugebenden Ur- 
kunden ſowie für die Pfändung von Forderungen oder anderen Vermögensrechten (Pfändungs⸗ 
gebühr, $ 56); 

2. für die Verſteigerung und für den freihändigen Verkauf von Gegenſtänden (Verſteigerungs⸗ 
gebühr, $ 57); 

3. für die Abſchrift einer Niederſchrift (Schreibgebühr, § 58). 


8 56 
(1) Die Pfändungsgebühr ($ 55 Nr. 1) beträgt von dem Se = 60) 
bis zu 100,— Gulden einſchließlic h rv! EVER,“ 
KK. ˙•——3ůτ¾nh , 9. 


mindeſtens jedoch 60 P. 
— Die Gebührenſchuld entſteht: 
ſobald der Auftrag zur Pfändung von Sachen oder zur Wegnahme von Urkunden dem Voll— 
ziehungsbeamten zugeht, 
2. ſobald die Vollſtreckungsbehörde die Verfügung, durch die eine Forderung oder ein me 
Vermögensrecht gepfändet wird, unterzeichnet hat. 
(3) Die Pfändungsgebühr wird nicht erhoben: | 
J. wenn die Vollſtreckungsbehörde den Vollſtreckungsauftrag zurücknimmt, bevor der Voll- 
ziehungsbeamte Schritte zur Ausführung des Auftrages unternommen hat, 
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2. wenn die Vollſtreckungsbehörde von der Zuſtellung der Verfügung, durch die eine Forderung 

oder ein anderes Vermögensrecht gepfändet wird, Abſtand nimmt. 
(4) Wird die Pfändung von Sachen abgewendet (8 18), ſo iſt 

1. die volle Pfändungsgebühr zu entrichten, wenn an den Vollziehungsbeamten, nachdem er ſich 
zur Vornahme der Pfändung an Ort und Stelle begeben hat, gezahlt wird, 

2. die halbe Pfändungsgebühr, mindeſtens aber das Dreifache der Briefgebühr ($ 59), zu ent- 
richten, wenn an den Vollziehungsbeamten gezahlt wird, bevor er ſich an Ort und Stelle be⸗ 
geben hat, oder wenn die Pfändung in anderer Weiſe als durch Zahlung abgewendet wird, 
nachdem der Vollziehungsbeamte an Ort und Stelle erſchienen iſt, 

3. keine Pfändungsgebühr zu entrichten, wenn die Pfändung in anderer Weiſe als durch Zahlung 
abgewendet wird, bevor ſich der Vollziehungsbeamte an Ort und Stelle begeben hat. 

(5) Wird die Pfändung als Anſchlußpfändung (8 34) ausgeführt, ſo wird dadurch die Gebühren— 
ſchuld nicht berührt. Das gleiche gilt, wenn ein Pfändungsverſuch erfolglos bleibt, weil pfändbare 
Sachen nicht vorgefunden werden oder weil die Vorausſetzungen des $ 17 Abſ. 2 vorliegen. 


(6) Werden wegen desſelben Anſpruchs mehrere Forderungen oder andere Vermögensrechte ge⸗ 
pfändet, ſo wird die Pfändungsgebühr nur einmal erhoben. 


Ss 57 
(1) Die Verſteigerungsgebühr ($ 55 Nr. 2) beträgt von dem Betrage ($ 60) 
bis zu 100,— Gulden einſchließlich. „ ˙ ST SETEISRSE BE 
Pon den Dichrbeitase +... © ars Se 8 EDEN; 
mindeſtens jedoch 60 P. 

(2) Die Gebührenſchuld entſteht, ſobald der Auftrag zur Verſteigerung oder zum freihändigen 
Verkauf dem Vollziehungsbeamten oder dem ſonſtigen Beauftragten zugeht. 

(3) Die Verſteigerungsgebühr wird nicht erhoben, wenn die Vollſtreckungsbehörde den Auftrag 
zur Verſteigerung oder zum freihändigen Verkauf zurücknimmt, bevor der Beauftragte Schritte zur 
Ausführung des Auftrages unternommen hat. 

(4) Wird die Verſteigerung oder der freihändige Verkauf abgewendet ($ 27 Abi. 3), ſo finden 
die Beſtimmungen des $ 56 Abi. 4 mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß auch im Falle 
des § 56 Abſ. 4 Nr. 1 nur die halbe Verſteigerungsgebühr, mindeſtens aber das Dreifache der 
Briefgebühr ($ 59), zu entrichten iſt. 

8 58 

(1) Die Schreibgebühr ($ 55 Nr. 3) beträgt das Doppelte der Briefgebühr ($ 59). Umfaßt die 
Abſchrift mehr als 2 Seiten, ſo iſt für jede weitere angefangene Seite ebenfalls das Doppelte der 
Briefgebühr ($ 59) zu entrichten. 

(2) Die Gebührenſchuld entſteht, ſobald die Erklärung, durch die die Abſchrift beſtellt wird, den 
Vollziehungsbeamten oder der Vollſtreckungsbehörde zugeht. 

(3) Die Schreibgebühr wird nicht erhoben, wenn die Beſtellung zurückgenommen wird, bevor mit 
der Anfertigung der Abſchrift begonnen worden iſt. 


8 59 
Briefgebühr im Sinne dieſer Verordnung iſt der Betrag, der an dem Tage, an dem die Gebühren⸗ 
ſchuld entſteht, für die Beförderung eines Briefes bis zu 20 Gramm im Fernverkehr zu entrichten iſt. 


8 60 

(1) Soweit nicht die Briefgebühr als Maßfſtab für die Berechnung der Gebühren dient, wird der 
Berechnung der Gebühren die Summe der Beträge zugrunde gelegt, deretwegen gemahnt oder voll 
ſtreckt wird. Bei Feſtſtellung des Betrages, von dem die Gebühren berechnet werden, werden Zinſen 
und Koſten nicht berücksichtigt, wenn fie als Nebenſchulden zuſammen mit einer Hauptſchuld geltend 
gemacht werden. Bei Ausführung einer Verſteigerung oder bei einem Verkauf aus freier Hand wird 
die Verſteigerungsgebühr von dem Erlöſe berechnet, ſoweit er die Summe der beizutreibenden Beträge 
überſteigt. 

(2) Zur Berechnung der Gebühren wird der nach Abſ. 1 maßgebende Betrag auf den nächſten 
durch 10 teilbaren Guldenbetrag nach unten abgerundet. 


8 61 
(1) Wird gegen Eheleute wegen eines Anſpruchs vollstreckt, für den die Eheleute als Geſamt⸗ 
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ſchuldner haften, fo werden Pfändungs⸗ und Verſteigerungsgebühren nur einmal erhoben. Für die 
Gebühren haften die Eheleute als Geſamtſchuldner. 

(2) Wird in anderen Fällen gegen mehrere Schuldner vollſtreckt, ſo ſind die Gebühren, auch 
wenn der Vollziehungsbeamte mehrere Vollſtreckungsmaßnahmen bei derſelben Gelegenheit vornimmt, 
von jedem Vollſtreckungsſchuldner beſonders zu entrichten. 


8 62 
Die im Mahnverfahren entſtehenden baren Auslagen ſind aus der Mahngebühr zu decken. 


8 63 

(1) Im Vollſtreckungsverfahren ſind die Reiſe⸗ und Zehrungskoſten des Vollziehungsbeamten 
von dem Vollſtreckungsſchuldner nicht zu erſtatten. 

(2) Die übrigen baren Auslagen, die im Vollſtreckungsverfahren entſtehen, hat der Vollſtreckungs— 
ſchuldner zu erſtatten. Zu den Auslagen gehören insbeſondere: 

1. Die Poſt⸗, Fernſprech⸗ und Telegrammgebühren, 

2. die Koſten, die durch öffentliche Bekanntmachung, insbeſondere durch Einrücken in öffentliche 
Blätter entſtehen; hierzu gehören auch die nach den Vorſchriften des Gerichtskoſtengeſetzes zu 
berechnenden Schreibgebühren für Schriftſtücke, die zum Aushang beſtimmt find, dagegen 
nicht die nicht durch öffentliche Bekanntmachung der Mahnung entſtehenden Auslagen; 

3. die Beträge, die den zum Offnen von Türen oder Behältniſſen zugezogenen Perſonen zu 
zahlen ſind, ferner die Koſten der Beförderung, Verwahrung und Beaufſichtigung gepfändeter 
Sachen, die Koſten der Aberntung gepfändeter Früchte und die Erhaltung gepfändeter 
Tiere; 

4. die an Zeugen und Sachverſtändige zu zahlenden Beträge (§ 64); 

5. die Gerichtskoſten und in den Fällen des $ 35 etwaige Gebühren und Auslagen des Gerichts⸗ 
vollziehers. 

(3) Die Pflicht zur Erſtattung ſolcher Auslagen, die bei Ausführung einer Vollſtreckungsmaß⸗ 
nahme erwachſen, entſteht, ſobald der Auftrag zu der Vollſtreckungsmaßnahme dem Vollziehungs⸗ 
beamten oder dem ſonſtigen Beauftragten zugeht, oder ſobald die Vollſtreckungsbehörde die Verfügung, 
durch die eine Forderung oder ein anderes Vermögensrecht gepfändet wird, unterzeichnet. 

(4) Findet zur Verſteigerung oder zum freihändigen Verkaufe von Sachen, die bei mehreren Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldnern gepfändet worden ſind, ein einheitliches Verfahren ſtatt, ſo werden die Auslagen, 
die in dieſem Verfahren entſtehen, auf die beteiligten Vollſtreckungsſchuldner verteilt. Dabei iſt auf die 
beſonderen Umſtände des einzelnen Falles, insbeſondere auf Wert, Umfang und Gewicht der Gegen— 
ſtände, billige Rückſicht zu nehmen. 

8 64 

(1) Zeugen und Sachverſtändigen iſt auf Antrag eine Entſchädigung zu gewähren. 

(2) Die Entſchädigung darf die Gebühr einſchließlich des Teuerungszuſchlages nicht überſteigen, 
die in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten auf Grund der Gebührenordnung für Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändige (in der jeweils geltenden Faſſung) gewährt werden kann. 


Ss 65 

Für Zwangsvollſtreckungen, die durch Gerichtsvollzieher ausgeführt werden, gelten die Beſtim⸗ 

mungen der 88 54 bis 64 nicht. 
§ 66 

Die Gebühren des Vollziehungsbeamten und alle anderen Koſten der Zwangsvollſtreckung werden 
von der Vollſtreckungsbehörde aus den eingegangenen Geldern entnommen. 

Bei Unzulänglichkeit dieſer Gelder werden, ſoweit für den einzelnen Fall nicht anderweite Be⸗ 
ſtimmungen maßgebend ſind, zunächſt die in Anſatz gebrachten Gebühren des Vollziehungsbeamten, 
ſodann die übrigen Koſten der Zwangsvollſtreckung berichtigt; ſoweit die letzteren aus den ein- 
gegangenen Geldern nicht gedeckt werden, ſind dieſelben unbeſchadet der beſtehenden anderweiten Vor⸗ 
ſchriften von demjenigen zu tragen, für deſſen Rechnung die Zwangsvollſtreckung erfolgt. 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Drud von A. Schroth in Danzig. 
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